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SCHWERPUNKT: ARBEITSPLATZ 4.0
Die digitale Vernetzung der Wirtschaft verändert 
radikal auch die Arbeitsplätze der Menschen.

EUROPAS FLEISCHGIGANT TÖNNIES
Interview mit Clemens Tönnies über Fußball, Geld 
und mitarbeitenden Zeitarbeitsfirmen. 

EINE ZUKUNFT NACH DER KOHLE
Die KAB bei Ibbenbüren ist trotz der letzten Schicht  
im Schacht eng mit der Kohle verbunden.
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ACA-Kritik an Minister Spahns Alleingängen
Bundesvorsitzender Kreller: Missachtung der gewählten Selbstverwaltung

Als nicht hinnehmbare Kompetenz-
überschreitung bezeichnet die Ar-
beitsgemeinschaft Christlicher Ar-
beitnehmerorganisationen (ACA) die 
Entscheidung von Bundesgesund-
heitsminister Spahn, die Beiträge der 
Krankenversicherung zu senken. 
„Über eine Anhebung oder Senkung 
der Beiträge zu den gesetzlichen Kran-
kenkassen entscheidet nicht der Mi-
nister“, betont Hannes Kreller, Bun-
desvorsitzender der ACA und stellver-
tretendes Mitglied im Verwaltungsrat 
der DAK Gesundheit. Die ACA, in 
der sich die KAB Deutschlands, das 
Kolpingwerk Deutschland und der 
Bundesverband evangelischer Arbeit-
nehmer (BVEA) zusammengeschlos-
sen haben, wertet den Vorgang Spahns 
als Respektlosigkeit gegenüber der 
Selbstverwaltung. Der Minister hatte 
bereits im April angekündigt, die 

Krankenkassen zu zwingen, ihre Bei-
träge zu senken. Der Gesetzesentwurf 
Spahns sieht ferner vor, dass die Fi-
nanzreserven der gesetzlichen Kran-
kenkassen lediglich nur eine Monats-
reserve betragen dürfen. 
ACA-Bundesvorsitzender Kreller sieht 
darin eine Missachtung der demokra-
tisch legitimierten Selbstverwaltung, 
bzw. den bei der Sozialwahl gewählten 
Vertreter/-innen der Versicherten. 
Noch im Jahr 2011 hatte der CDU-
Politiker erklärt, dass das Prinzip der 
Selbstverwaltung eine gute Tradition 
in Deutschland ist und sich bewährt 
habe. Dies stelle er nun als Minister in 
Frage, so Kreller, der fordert, dass wei-
terhin die Beitragszahler, also Versi-
cherte und Arbeitgeber, die wesentli-
chen Entscheidungen über Finanzen, 
Organisation und Personal zu ent-
scheiden haben.

Der Zusatzbeitragssatz sinkt um 0,1 
Prozentpunkte auf durchschnittlich 
0,9 Prozent. Entsprechende Pläne 
hatte Gesundheitsminister Jens Spahn 
vor rund zwei Wochen angekündigt. 
Der Zusatzbeitrag errechnet sich aus 
der Differenz der erwarteten Einnah-
men und Ausgaben der gesetzlichen 
Krankenkassen. Für die Versicherten 
bedeutet dies eine minimale Entlas-
tung. Zusatzbeiträge, so ACA-Bun-
desvorsitzender Kreller, würden aus-
schließlich von den Versicherten ge-
zahlt. 
Die Versicherten seien darauf angewie-
sen, dass die Krankenkassen kontinu-
ierlich Rücklagen bilden, um demo-
grafische und konjunkturelle Heraus-
forderungen bewältigen zu können. 
„Dies sollte einem Bundesgesund-
heitsminister bewusst sein“, so der 
KAB-Gesundheitsexperte.

KAB-Kooperation mit CAJ
Gemeinsame Projekte mit dem Jugendverband

Die Delegierten des KAB-Bundes-
ausschusses haben eine engere Ko-
operation zwischen der KAB 
Deutschlands und der Christlichen 
Arbeiterjugend Deutschlands (CAJ) 
beschlossen. Ziel ist es, laut Koopera-
tionsvertrag, die Zusammenarbeit der 
beiden Organisationen „durch regel-
mäßigen Austausch und gemeinsame 
Projekte, Aktionen oder Beschlüsse, 
die der Verwirklichung verbandlicher 
Zielsetzungen dienen“, zu verstärken. 
Für die Christliche ArbeiterInnen-
Jugend beinhaltet der Kooperations-
vertrag auch juristischen Beistand für 
seine Mitglieder. So wurde die 
Rechtsschutzverordnung der KAB 
dahingehend erweitert, dass „der 
Rechtsschutz auch den Mitgliedern 
der Christlichen Arbeiterjugend 
(CAJ) gewährt wird“, wenn der/die 
Betreffende „mindestens seit einem 

halben Jahr Mitglied ist“. Für den 
christlichen Jugendverband hat sich in 
den letzten Jahren immer stärker die 
Frage nach dem Umgang mit prekärer 
Arbeit gestellt. Immer häufiger müs-
sen junge Arbeitnehmer prekäre Jobs 
annehmen, in denen Urlaubsansprü-
che, geregelte Arbeitszeiten und faire 
Entlohnung oft nicht gegeben sind. 
Die Rechtsschutzleistung wird über 
die regionalen Berufsverbände der 
KAB gewährleistet.
Neben der gegenseitigen Unterstüt-
zung bei Aktivitäten soll die CAJ auch 
aktiv die Mitwirkung von jungen 
Menschen in der KAB fördern. Der 
Jugendverband soll seine Mitglieder 
ermutigen, in den Erwachsenenver-
band einzutreten. Umgekehrt ver-
spricht die KAB Deutschlands, junge 
Erwachsene zu ermuntern, sich in der 
CAJ zu engagieren.

ÜBER TAUSEND KAB-MITGLIEDER ZEIGTEN GESICHT FÜR MENSCHENWÜRDIGE ARBEIT

Mit Fotoaktion Öffentlichkeit sensibilisiert
Über hundert Gruppen und Vereine 
mit über tausend Frauen und Män­
nern aus der KAB und darüber 
hinaus sind dem Aufruf zur Foto­
aktion der KAB Deutschlands 
gefolgt und beteiligten sich am 
Aktionstag des Sozialverbandes.

Mit der Forderung nach menschen-
würdiger Arbeit in der Arbeitswelt und 
insbesondere in der zukünftigen Ar-
beitswelt 4.0 besuchten Frauen und 
Männer der KAB aus dem gesamten 
Bundesgebiet Unternehmen, Betriebs-
stätten, Marktplätze, Bildungsveran-
staltungen und auch kirchliche Ein-
richtungen, um mit dem Plakat 
„#DIGITALE_ARBEIT_MEN-
SCHEN_WÜRDIG“ des Bundesver-
bandes Flagge gegen prekäre Arbeits-
verhältnisse in einer Wirtschaft und 
Industrie 4.0 zu zeigen. „Die Digitali-
sierung der Arbeitswelt und der Wirt-
schaft darf nicht, wie in der industriel-
len Revolution, zum Einfallstor für 
menschenunwürdige Arbeitsbedingun-
gen werden, wie wir sie derzeit bereits 
in der Plattform-Ökonomie und den 
Internet-Servicediensten erleben“, er-
klärt KAB-Bundesvorsitzende Maria 
Etl, die selbst auf einer Veranstaltung 
für faire Arbeitsbedingungen warb.
Die KAB Deutschlands kritisiert, dass 
mit der Digitalisierung die Entgrenzung 
der Arbeitszeit zunimmt und die Ar-
beitszeit zunehmend in die Familien- 
und soziale Zeit einbricht. Gleichzeitig 
entstünden Start-up-Unternehmen, 
die Arbeit auf Abruf organisieren und 

An vielen Orten in Deutschland wurde auf menschenwürdige Arbeitsbedingungen hingewiesen.� Foto: KAB

jegliche Form der Mitbestimmung und 
Solidarität der Mitarbeiter einschrän-
ken. „Wir brauchen seitens der Politik 
Rahmenbedingungen, damit auch in 
Zukunft menschenwürdige Arbeit für 
alle möglich ist“, so die Vorsitzende des 
katholischen Sozialverbandes.

FOTO-AKTION ONLINE

Mit der KAB-Fotoaktion „#DIGI-
TALE_ARBEIT_MENSCHEN_
WÜRDIG“ haben die Frauen und 
Männer der KAB Deutschlands 
bundesweit die Thematik Arbeit 4.0 

in die Öffentlichkeit getragen und 
Menschen vor Ort mit dem Thema 
konfrontiert. „Unser verbandliches 
Anliegen ist es, Arbeiten und Leben 
in Würde und Solidarität zu gestalten. 
Dafür organisieren wir Veränderung“, 
betont Bundesvorsitzende Maria Etl.

Bundesausschuss 
auf AfD-Distanz
Die Delegierten im KAB-Bundes-
ausschuss lehnen die Programmatik 
der Partei Alternative für Deutsch-
land (AfD) ab. Einstimmig be-
schlossen sie, Funktionäre der Par-
tei bei öffentlichen KAB-Veranstal-
tungen nicht als Podiumsgäste ein-
zuladen. Dennoch will die KAB 
den kritischen Dialog mit der Partei 
und deren Mitgliedern suchen.

KAB: NRW-Initiative 
bei Minijob stoppen
Gegen die NRW-Gesetzesinitiati-
ve, die Einkommensgrenze der Ver-
sicherungsfreiheit bei Minijobs an-
zuheben, haben sich die Delegier-
ten des Bundesausschusses ausge-
sprochen. Sie lehnen die Initiative 
zur Dynamisierung der Einkom-
mensgrenze ab. Langfristig müsse 
die Basis der Sozialversicherungs-
pflicht erweitert werden, so die De-
legierten. Die KAB setzt sich für 
die Sozialversicherungspflicht ab 
dem ersten Euro ein.

KAB zur Europawahl
Die Erklärung „Zukunft der Arbeit 
gestalten“ der Europäischen Bi-
schöfe (COMECE) unterstützt die 
Forderung der KAB zu der Euro-
pawahl 2019. Kandidaten zur 
Europawahl sollen in den Diözesen 
mit den sozialpolitischen Forde-
rungen konfrontiert werden. 
� www.kab.de
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Matthias Rabbe

Zum Jahresende klopft nicht nur 
der Nikolaus oder Knecht Rup-
recht an unsere Tür, auch Vater 
Staat pocht Ende Dezember an 
die Tür und verlangt zum Jahres-
abschluss Steuern. Man gibt ja 
gern, wenn man/frau etwas zu 
geben hat und manch sozialver-
sicherungspflichtig Beschäftigte 
bekommt auch von der gezahl-
ten Lohnsteuer wieder etwas zu-
rück. Den Rest gibt Vater Staat 
für gute Taten aus.
Gern gegeben hat bisher auch der 
britische Popstar Ed Sheeran, der 
jüngst einen großen Wirbel um 
seinen Düsseldorfer Auftritt ge-
macht hat. Seine Firma Ed Shee-
ran Ltd. hat 2017 über 41 Millio-
nen Euro umgesetzt. Berichten 
zufolge zahlte er gut 6 Millionen 
an das Vereinigte Königreich. 
Scheinbar legal und richtig. Das 
Königreich kann es nach dem 
Brexit gut gebrauchen.
Aufsehen erregte in Großbritan-
nien die Steuerschuld des Popmu-
sikers erst, als man seine mit den 
Steuern von Amazon und Star-
bucks verglich. Starbucks setzte 
2017 in Großbritannien etwa 2,3 
Milliarden Euro, Amazon rund 
9,8 Milliarden um. Die Steuer-
schuld belief sich bei Amazon auf 
4,9 Millionen und Starbucks 3,76 
Millionen. Also bedeutend weni-
ger als der einzelne Musiker. Auch 
wenn der Kaffee-Multi Starbucks 
weitere Millionen bei seinen 
Tochterunternehmen in Großbri-
tannien als Steuern abführt, zeigt 
sich, dass man als Musiker nicht 
durch alle Steuerschlupflöcher 
passt, die sich multinationale 
Konzerne eröffnen. Frohe Fest
tage wünscht
� Ihre Impuls-Redaktion

TOM WATSON: DIE BREXIT-KAMPAGNE WURDE MIT ILLEGALEN MITTELN DURCHGEFÜHRT

Wachstum mit Menschenwürde koppeln
Vertreter der Europäischen Bewegung Christlicher ArbeitnehmerInnen (EBCA) aus zehn europäischen 
Ländern haben gefordert, dass die Digitalisierung sowohl die Menschenwürde als auch die Frage der 
Nachhaltigkeit als Orientierungsleitplanken berücksichtigen muss.

Interreligiöser Dialog 
Leserbrief zu „Gemeinsamkeit im 
Gebet“, in Impuls IV/2018

Wir haben hier vor Ort ebenfalls einen 
ähnlichen interreligiösen Dialog von 
katholischen und evangelischen Chris-
ten mit den muslimischen Mitbürgern 
unserer Stadt. 

Hermann Wiegert, Oberkirch

Toleranzgrenze erreicht 
Leserbrief zu „Rente nach 2025 pla­
nen!“, in Impuls V/2018

Seit Jahren muss ich das Abdriften der 
KAB in die Linksparteien ertragen. Ir-

gendwann ist meine Toleranzgrenze 
erreicht. Das Polizeigesetz in Bayern 
ist eine sehr gute Sache, die sich viele 
Menschen im Land wünschen. Auf 
der ersten Seite Wahlwerbung für die 
SPD zu machen, unterstütze ich nicht 
mehr. 
Auf einer Wahlveranstaltung forderte 
der damalige Wirtschaftsminister 
Ludwig Erhard!! – wie klug und vor-
ausschauend –, die Zechen zu schlie-
ßen und moderne Industrie anzusie-
deln. Wäre die SPD seinen Worten 
gefolgt, wäre NRW ein blühender 
Staat wie das CSU-geführte Bayern. 
Statt dessen demonstrierten die Ge-
nossen noch Jahrzehnte für den Erhalt 
der subventionierten Kohle.

Roswitha Schmitt, Haltstadt

beiträge eingezahlt hat. Haben Sie ein-
mal recherchiert, warum Herr Malich 
nur solch eine geringe Rente hat? Das 
wäre doch für eine solide journalisti-
sche Arbeit eine Grundvoraussetzung. 
Hat er nur geringe Versicherungsjahre, 
und warum? 
Wenn Sie in Ihrer Zeitung über solche 
Ausnahmefälle berichten, wäre es 
sinnvoll, auch die Hintergründe für 
solche Minimalrenten darzustellen. Si-
cher ist nämlich eins: Auch nach einer 
Rentenreform wird es Rentnerinnen 
und Rentner geben, die aus den ver-
schiedensten Gründen nur kleine Ren-
ten beziehen werden, und das ist ge-
genüber allen Beitragszahlern nur ge-
recht.

Edmund Brudlo, Oberhausen

Solidarische Rente  
ist sehr wichtig
Leserbrief zu „Generationenvertrag 
solidarisch gestalten“, in Impuls III/ 
2018

Ich halte es für gesellschaftlich außer-
ordentlich wichtig, eine solidarische 
Rente, trotz der vielschichtigen Prob-
leme, zu erhalten.
Allerdings kann der in Ihrer Zeitung 
4/2018 abgebildete Münchener Rent-
ner Dietmar Malich an diesem solida-
rischen System in seinem Berufsleben 
nicht mitgewirkt haben. Eine Rente 
von 790 Euro ist selbst bei kleinen 
Einkommen nicht möglich, wenn der 
Beitragszahler 45 Jahre Versicherungs-

LESERBRIEFE

EBCA-Vertreter diskutierten digitale Herausforderungen.� Foto: Wienen

Dazu soll die Zusammenarbeit mit Ge-
werkschaften, Politik und der Zivilge-
sellschaft stärker intensiviert werden. 
„Die Herausforderung besteht darin, 
die Digitalisierung der Arbeitswelt und 
der Gesellschaft zu gestalten“, betont 
KAB-Bundesvorsitzender Andreas 
Luttmer-Bensmann. Auf dem EBCA-
Seminar „Digitale Arbeit – arbeiten je-
derzeit und überall“ in Birmingham 
machte er deutlich, dass man die Wür-
de des Menschen in der neuen Arbeits-
welt nicht Algorithmen, einer künstli-
chen Intelligenz (KI) oder den Pro-
fitinteressen globalisierter Unterneh-
men überlassen darf. „Die Digitalisie-
rung der Arbeitswelt und der 
Gesellschaft insgesamt hat sowohl ne-
gative als auch positive Dimensionen. 
Dabei gilt zu fragen, wie betreffen diese 
Entwicklungen die Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer in ihrem beruf-
lichen Umfeld und auch privat. Denn 
es muss umfassend sichergestellt wer-
den, dass die Würde des Menschen ge-
wahrt und geschützt wird“, so Lutt-
mer-Bensmann. Die technischen Ent-
wicklungen der digitalen Transforma-
tion hätten den Menschen zu dienen, 
so der einhellige Tenor der Seminar-
Teilnehmer/-innen. Diese optimisti-
sche Perspektive wird durch ernstzu-
nehmende Ängste und übermächtig 

erscheinende Datenkonzerne über-
schattet. „Für viele Menschen ist die 
rasante Digitalisierung eine Überforde-
rung, insbesondere wenn die zeitlichen 
und physischen Grenzen zwischen Ar-
beit und Freizeit verschwimmen, wenn 
jeder Schritt und jede Äußerung über-
wacht werden können, wenn sogar am 
Familientisch immer die digitale Welt 
anwesend ist“, so der KAB-Vorsitzen-
de. Zudem würden häufig die Zusam-

menhänge und technischen Abläufe 
nicht erfasst und verstanden. 

ÖKOLOGIE UND DIGITALISIERUNG 

Ein besonders relevanter Aspekt, der 
bisher in der Diskussion unterbeleuch-
tet bliebe, sei die ökologische Seite  
der Digitalisierung, so ein weiteres 
Fazit des Seminars. Neben den digita-
len Transformationsprozessen müssten 

wir uns auch der ökologischen Trans-
formation widmen, hieß es. Die 
Wachstumsfrage müsse mit der Men-
schenwürde und mit der Ökologie, die 
die Lebensgrundlage für uns alle si-
cherstellt, verbunden werden. „Die 
Katholische Soziallehre bietet in Fra-
gen der digitalen und ökologischen 
Dimensionen noch zu wenige unmit-
telbare Antworten“, hob die österrei-
chische Theologin Gabriele Kienesber-
ger in ihrem Vortrag hervor. Mit der 
Sozialenzyklika „Laudato si’ von Papst 
Franziskus sei der Zusammenhang 
zwischen ökologischer und sozialer 
Frage hergestellt. „Weitere theologi-
sche Reflektionen müssen folgen“, be-
tonte sie.
Tom Watson, britischer Parlamentarier 
und stellvertretender Vorsitzender der 
Labour Party, ging in seinem Vortrag 
auf die Brexit-Kampagne der UKIP-
Partei in Großbritannien ein. Hier sei, 
so seine Ausführung, mit illegalen Mit-
teln eine politische Kampagne durchge-
führt worden, weil Datenbanken ge-
nutzt wurden, um mithilfe von sozialen 
Medien Menschen gezielt mit Falsch-
informationen zu manipulieren. „Das 
ist moralisch anfechtbar, juristisch ha-
ben wir aber keine Handhabe, da ein 
Rechtsrahmen für solche Maßnahmen 
fehlt“, stellte Watson fest.

KAB und SPD tauschen Themen aus 
Bundesvorsitzender Luttmer-Bensmann traf Arbeitskreis Christ*innen in der SPD in Berlin

Im Rahmen des traditionellen Micha-
elsempfangs des Katholischen Büros in 
Berlin hat sich am 10. Oktober 2018 
der Bundesvorstand des Arbeitskreises 
Christinnen und Christen in der SPD 
(AKC) mit dem Bundesvorsitzenden 
der Katholischen Arbeitnehmer-Bewe-
gung (KAB), Andreas Luttmer-Bens-
mann, getroffen. Dabei berichtete And-
reas Luttmer-Bensmann von der Arbeit 
der KAB und der Struktur des katholi-
schen Verbands. 
Wir haben über menschenwürdige Ar-
beit im digitalen Zeitalter gesprochen. 
Dabei teilte Andreas Luttmer-Bens-
mann Eindrücke mit, die er aus vielen 
Betriebsbesuchen gewonnen hat. Kers-
tin Griese berichtete von der Qualifizie-
rungsoffensive (Weiterbildung), die das 
SPD geführte Arbeitsministerium in 
den Bundestag einbringt. 
Außerdem ging es um die Frage der 
Gesellschaftsgestaltung von morgen. 
Wolfgang Thierse betonte, dass Solida-

rität für eine gerechte Gesellschaft un-
abdingbar ist. Andreas Luttmer-Bens-
mann sprach in diesem Zusammenhang 
auch die internationale Solidarität an, 
die für eine gerechte Wirtschaftspolitik 
auch in der Verhandlung von internati-
onalen Freihandelsabkommen unab-
dingbar ist.
Der AKC und die KAB wollen zu die-
sen Themen im Gespräch bleiben. Wir 
wollen euch deshalb dazu ermutigen, 
vor Ort mit den KAB-Gruppen ins Ge-
spräch zu treten. Trefft euch doch ein-
mal zum Austausch oder ladet KAB-
Vertreterinnen und Vertreter zu euren 
Veranstaltungen ein, so der AKC.
Der Arbeitskreis ist ein Zusammen-
schluss von Sozialdemokratinnen und 
Sozialdemokraten, die sich aus ihrem 
christlichen Glauben heraus in der SPD 
engagieren.
„Wir wollen christliche Überzeugungen 
für sozialdemokratische Politik frucht-
bar machen. Zugleich suchen wir den 

Treffen zwischen SPD und KAB: Wolfgang Thierse, ehemaliger Bundes
tagspräsident; Kerstin Kriese, parlamentarische Staatssekretärin im Bundes-
arbeitsministerium; Andreas Luttmer-Bensmann, KAB-Bundesvorsitzender, 
und Dagmar Mensing vom Sprecher/-innen-Kreis des Arbeitskreises Christin-
nen und Christen in der SPD (von links). � Foto: AKC

Dialog mit Kirchen, kirchlichen Ver-
bänden und Gruppen. Auf Katholiken- 
und Kirchentagen stellen wir uns der 
Diskussion und bieten unseren Beitrag 

an“, so das Selbstverständnis des Ar-
beitskreises, der sich bis 2007 noch in 
einen evangelischen und einen katholi-
schen Arbeitskreis aufgliederte.
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Das Verschwinden der Arbeitsplätze
Auf der „Wir drehn am Rad“-Tour zeigt sich der rasante Wandel in der heutigen Arbeitswelt

Wie sieht mein Arbeitsplatz im Jahr 
2030 aus? Diese Frage beantwortete 
der Hildesheimer Diözesansekretär 
Dr. Timo Freudenberger in der 
KAB-Arbeitshilfe „Arbeit. Macht. 
Sinn.“ 

Per Gesichtserkennung gelangt er in 
sein Büro. Dort ist auch keine Verwal-
tungskraft mehr zu finden, sondern 
durch Automatisierung und Techni-
sierung sind im Bischöflichen Gene-
ralvikariat fast alle Verwaltungsstellen 
automatisiert, sprich wegrationalisiert 
worden. Buchungscomputer erledigen 
automatisch die Arbeit. Und der eige-
ne Arbeitsplatz: „Von meinem Schreib-
tisch aus kann ich alle Mitglieder über 
einen KAB-Messanger informieren 
und ihnen die Unterlagen zukommen 
lassen“, so Freudenberger. Dem Ka-
tholik sind aber die menschlichen Be-
ziehungen wichtig, denn „Kommuni-
kation findet immer durch die Elektro-
nik gefiltert statt“. Er weiß, in 20 Jah-
ren sehnt er sich nach den „traditionel-
len“ Besprechungen.
Doch der Arbeitsplatz 4.0 ist schon 
Realität, wie das KAB-Team von „Wir 
drehn am Rad – Faire Arbeit on Tour“ 
in Betriebsbesuchen quer durchs Land 
erfahren konnte. So hat sich MAN 
Energy Solution in Augsburg auch im 
Bereich Nachhaltigkeit und Wirtschaft 
4.0 neu aufgestellt. „Unser Arbeits-
platz der Zukunft wird gerade in einem 
Pilotprojekt umgesetzt“, berichtet 
Werner Wiedemann, Betriebsratsvor-
sitzender in Augsburg und Gesamtbe-
triebsratsvorsitzender. Beim einstigen 
Unternehmen Motorenwerke Augs-
burg Nürnberg (MAN), in dem die 
Geburtszündung des Diesels erfolgte, 
arbeiten heute 4000 Menschen. Um-

Der große Traum – arbeiten, wo man will.� Foto: Orgatec

Arbeitsplatz Fahrrad: Liefern am Limit
deliveroo-Betriebsrat kämpft für Mitbestimmung in der Plattform-Ökonomie / Gericht entscheidet

„Ich will endlich, dass sie uns als 
Menschen und als Arbeitnehmer 
wahrnehmen. Es kann nicht sein, dass 
demokratische Mitbestimmungsrechte 
ausgeschaltet werden können“, sagt 
Orry Mittenmayer im Gespräch mit 
IMPULS. Mittenmayer, der seit Ok-
tober in Marburg Politische Wissen-
schaft studiert, kämpft derzeit mit ei-
ner Klage vor dem Kölner Arbeitsge-
richt gegen den Online-Lieferanten 
deliveroo auf Wiedereinstellung als 
Fahrradkurier.
Begonnen hatte der ehemalige Kölner 
im Januar 2017 bei dem Online-
Unternehmen, als das 2013 gegründete 
Londoner Start-up mit Millionen Zu-
schüssen von Finanzinvestoren in 
Deutschland an den Markt ging. 
Längst sind die Erwartungen des Lan-
deschefs Felix Chrobog, Marktführer 
in Deutschland zu werden, geplatzt. 
Noch im April arbeiteten über 1500 
Fahrradkuriere meist als Scheinselbst-
ständige für das Unternehmen. Im 
August 2018 zog sich der Fahrrad-
Lieferservice aus neun Städten wieder 
zurück. Geblieben sind die Großstädte 
Hamburg und Berlin. 

NUR BEFRISTETE ARBEITSVERTRÄGE

Orry Mittenmayer war in Köln einer 
der Fahrer der ersten Stunde. Der sym-
pathische Fahrradkurier sah bald, dass 
die Arbeitsbedingungen miserabel 
waren. Pausenregelungen, wie sie im 
Arbeitszeitgesetz stehen, wurden von 
der deliveroo-Geschäftsleitung nicht 
gern gesehen. Die Fahrzeiten wurden 
so gelegt, dass eine Pause außerhalb der 
Arbeit in die freie Zeit fiel. Nur befris-

gekehrt hat sich der Anteil der Ange-
stellten gegenüber den Gewerblichen, 
den in der Produktion Tätigen, dras-
tisch verändert. Waren einst zwei 
Drittel in der Produktion und ein 
Drittel in der Verwaltung angestellt, so 
sind es heute 72 Prozent Angestellte. 
Outsourcing, Automatisierung, Pro-
duktionsverlagerung und Technisie-
rung haben viele Arbeitsplätze ver-
schwinden lassen. Keinen festen Ar-
beitsplatz haben die etwa 56 
Mitarbeiter/-innen, die an einem Mo-
dellprojekt teilnehmen. „Für den neu-
en Arbeitsplatz der Zukunft konnten 
alle Vorschläge machen, wie die Ar-
beitsräume gestaltet sein sollen“, er-
zählt Wiedemann. Am Ende entstand 
ein behagliches Office mit äußerst be-
quemen Stühlen, einer optimalen Be-
leuchtung, aber ohne einen persönli-
chen Arbeitsplatz. „Wer morgens zur 
Arbeit kommt, muss sich einen Ar-
beitsplatz suchen“, sagt der Betriebs-
rat. Somit können nicht alle gleichzei-
tig zur Arbeit kommen. Erfahrungs-
werte zeigen, dass dies auch nicht der 
Fall ist. Zu Beginn der Arbeitszeit 
wird der Arbeitsplatz eingerichtet, am 
Ende abgeräumt und in einem Spint 
wieder verstaut. 

NEUE ARBEIT HOME-OFFICE 

Einen festen Arbeitsplatz im Betrieb 
haben auch die Nutzer des Home-Of-
fice nicht mehr. „Dennoch haben wir 
in einer Vereinbarung geregelt, wie der 
Arbeitsplatz zu Hause auszusehen hat. 
Ein Laptop am Küchentisch reicht 
nicht aus“, erklärt Wiedemann. Denn 
das Arbeitszeitgesetz gilt auch für 
Home-Worker in den eigenen vier 
Wänden. Und das besagt: „Die tägli-

tete Arbeitsverträge. Arbeitsgeräte wie 
Fahrrad oder Smartphone müssen die 
Kuriere selbst mitbringen und pflegen. 
Und oft wurde der Lohn erst knapp vor 
Ablauf der Probezeit gezahlt. Zeit-
druck bei der Auslieferung und ständi-
ge Kontrolle brachten den engagierten 
Fahrradkurier dazu, gewerkschaftlich 
und betrieblich aktiv zu werden. Be-
schwerden und Anregungen über die 
Arbeitsbedingungen konnten lediglich 
per E-Mail an die Geschäftsleitung ge-
schickt werden. Die Antworten waren 
selten zufriedenstellend. Orry und wei-

tere Kolleginnen und Kollegen initiier-
ten Betriebsratswahlen. Im November 
2017 wurde er zum ersten Betriebsrat 
bei deliveroo gewählt. 
Das Unternehmen, das in Deutschland 
Fahrradkuriere mit dem Versprechen 
von hoher Flexibilität („Deinen Tag 
nach deinen Regeln gestalten“) wirbt 
und seinen Fahrern „die Freiheit zu ar-

Fahrradkuriere kämpfen für menschenwürdige Arbeitsbedingungen.� Foto: Rabbe

beiten, wann Du willst! Plus einer gu-
ten Vergütung“ anbietet, mag keine 
engagierten Mitarbeiter. Konkret be-
deutet Flexibilität unsichere und befris-
tete Beschäftigungsverhältnisse knapp 
über dem Mindestlohn. 
Orrys betriebliches Engagement zahlte 
sich für ihn nicht aus. Sein befristeter 
Vertrag wurde nicht verlängert. deli-
veroo hatte ein Betriebsratsmitglied 
weniger. Der Student wechselte zum 
Kurierdienst Lieferando, einem Inter-
netportal, wo Kunden direkt beim 
Restaurant bestellen können. Doch 

auch hier wurde sein Vertrag Mitte 
August gekündigt. Nicht zuletzt sorgte 
sein Auftritt mit Arbeitsminister Hu-
bertus Heil und KAB-Diözesanpräses 
und Betriebsseelsorger Erwin Helmer 
Ende April in der TV-Sendung „hart 
aber fair“ für Aufsehen. Gleichzeitig 
wurde für Orry klar, dass deliveroo 
kein Einzelfall ist. Die Start-ups der 

Online-Lieferbranche, ob foodora, das 
zum Berliner Börsenunternehmen de-
liveroo-Hero zählt oder der Münstera-
ner Getränke-Online-Lieferant „Fla-
schenpost“, die Mitbestimmung steht 
außen vor und der Arbeitnehmer wird 
als Kostenfaktor gesehen.
Über die sozialen Medien organisierte 
sich die Kampagne „Liefern am Limit“, 
an der Orry Mittenmayer mitarbeitet. 
Die Initiative will Solidarität herstel-
len, faire Löhne und bessere Arbeits-
bedingungen und nicht zuletzt, dass 
sich die jungen Kuriere vernetzen und 
erkennen, dass Gewerkschaften, Be-
triebsräte und Mitbestimmung wichtig 
sind. Auch deshalb klagt Orry Mitten-
mayer vor dem Kölner Arbeitsgericht 
auf Wiedereinstellung. 
Mit „Liefern am Limit“ wollen sie auf-
decken, welche gesetzeswidrigen Prakti-
ken in der Branche herrschen. Gemein-
sam mit der NGG und dem gegründe-
ten Netzwerk „Liefern-am-Limit“ strei-
tet er derzeit vor Gericht. Der nächste 
Termin findet am 14. Dezember vor 
dem Kölner Gericht statt. „Es geht mir 
darum, dass die Unternehmen erkennen, 
dass es Arbeits- und Sozialrechte gibt, 
die auch für ihre Mitarbeiter gelten und 
Respekt vor den Leistungen der Fahrer 
haben“, erklärt Orry. Der Großteil der 
Kuriere sind Migranten oder Flüchtlin-
ge, die weder die deutsche Gesetzeslage 
noch Arbeits- und Sozialrechte kennen.
Derzeit kämpfen „Rider“ von foodora 
in Münster gegen die schlechten Ar-
beitsbedingungen bei foodora. Dort 
versucht die Geschäftsleitung, mit ju-
ristischen Tricks zu verhindern, dass 
die Beschäftigten einen Betriebsrat 
gründen können.

Annelie Buntenbach:  
Kein Maulkorb für  
die Beschäftigten
Fast unbemerkt ist kurz vor der 
Sommerpause ein Gesetzentwurf 
zum Schutz von Geschäftsgeheim-
nissen durchs Kabinett gegangen, 
bald soll er im Bundestag ankom-
men. Das Gesetz droht zum Maul-
korb für Beschäftigte und ihre Inte-
ressenvertreter zu werden.
Das Problem ist nicht, dass das Ge-
schäftsgeheimnis erstmals gesetz-
lich definiert werden soll. Proble-
matisch ist, wem die Definitionsho-
heit eingeräumt wird: Unternehmer 
und Manager sollen selbst entschei-
den, was ein Geheimnis ist. Das 
kann eine Software zur Manipulati-
on von Abgasen sein, aber auch In-
formationen über geplante Entlas-
sungen oder eine Werkschließung. 
Selbst Fachkenntnisse, die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer 
bei ihrer Tätigkeit erworben haben, 
könnten als Geschäftsgeheimnis 
deklariert werden. Dabei reicht 
schon der Verdacht eines Arbeitge-
bers aus, um gegen Mitarbeiter vor-
zugehen. Die Sanktionen sind hart, 
sie liegen bei bis zu drei Jahren Frei-
heitsstrafe.
Europaweite Standards für den 
Schutz der Unternehmen, etwa vor 
Wirtschaftsspionage, sind sinnvoll. 
Es wäre aber ein schwerer Fehler, 
diese Regelungen auf die individu-
ellen und kollektiven Arbeitsbezie-
hungen anzuwenden. Im Arbeitsle-
ben erhalten Beschäftigte und ihre 
Interessenvertreter viele Informati-
onen, einige wollen und müssen sie 
verwenden. 
Bei einem Jobwechsel etwa müssen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer berufliche Kenntnisse nut-
zen können. Betriebsräte brauchen 
Informationen, um ihre gesetzlich 
vorgeschriebenen Aufgaben erfül-
len zu können.

Wo die Grenzen liegen, regeln heu-
te sogenannte Verschwiegenheits-
verpflichtungen – gesetzlich vorge-
schrieben für Betriebs- und Perso-
nalräte oder Arbeitnehmervertreter 
in Aufsichtsräten, durch die Recht-
sprechung entwickelt für den Ein-
zelnen. So bleiben die wirtschaftli-
chen Interessen der Unternehmen 
gewahrt, ohne notwendigen Infor-
mationsaustausch zu verhindern. 
Nur so können Arbeitsbeziehungen 
funktionieren. 

GEPLANTES GESETZ SETZT 
GLEICHGEWICHT AUFS SPIEL

Das geplante Gesetz setzt dieses 
Gleichgewicht aufs Spiel. Es ist 
eine Rolle rückwärts in vorindustri-
elle Zeiten, in denen Mitbestim-
mung ein Fremdwort war und „der 
Patriarch“ allein das Sagen hatte: 
Mein Fabrikschlot, mein Gewinn, 
mein Geheimnis! Die Abgeordne-
ten sollten genau abwägen, ob das 
der richtige Kurs für das digitale 
Zeitalter ist.
Annelie Buntenbach,
Mitglied des DGB- 
Bundesvorstands 

che Arbeitszeit darf acht Stunden nicht 
überschreiten.“ Aufgabe des Betriebs-
rates ist es, darauf zu achten, dass dies 
auch eingehalten wird. „Das wird na-
türlich auch kontrolliert. Als Betriebs-
rat schauen wir, ob die Arbeitssituation 
vor Ort ein normales Arbeiten ermög-
licht“, betont auch Marco Steinborn, 
Betriebsrat bei den Kölner Verkehrs-
betrieben (KVB), wo dank der digita-
len Vernetzung ebenfalls Regelungen 
über Home-Office-Arbeitsplätze um-

gesetzt wurden. Den Kindertraum 
vom Straßenbahnfahrer zerstört der 
Chef der Kölner KVB-Leitstelle, Paul 
Timmer. Er ist überzeugt, dass in na-
her Zukunft die U-Bahnen führerlos 
fahren. 
Keinen eigenen, aber einen offene Ar-
beitsplatz können seit gut einem Jahr 
junge Start-up-Unternehmer im neuen 
Gründerzentrum „Allgäu Digital“ in 
Kempten mieten. Die Arbeitsatmo-
sphäre in der 400 Quadratmeter gro-

ßen Industriehalle der ehemaligen 
Spinnerei erinnert an ein großes Steh-
café. Open Space, offener Raum für 
kreative Gedanken und Ideen sollen 
sich hier zu neuen Geschäftsmodellen 
entwickeln. Jedes Start-up hat eine 
kleine Nische in der eingezogenen 
Ebene. Die Plätze sind nicht ständig 
besetzt, berichtet Sophia Negro. Man-
cher Jungunternehmer des digitalen 
Business kommt erst nach der regulä-
ren Arbeit, nach seinem Seminar oder 

einfach am Sonntag an seinen Start-
up-Arbeitsplatz. Offener Arbeitsplatz 
mit offener Zeiteinteilung. 
Da ist es für die Radler der „Wir drehn 
am Rad“-Tour fast schon Nostalgie, zu 
sehen, dass bei der Beschäftigungsge-
sellschaft Dorstener Arbeit die jungen 
Menschen noch mit Schweißgerät und 
Schraubenzieher an den Oldtimern 
ihre Ausbildung absolvieren.
Mehr auch unter:
www.arbeitszukunft.de

THEMA
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Römer brachte den 
freien Sonntag
Frankfurt. Mit Feierlichkeiten hat 
die Stadt Frankfurt die Restaurie-
rung der Altstadt rund um den Rö-
mer gefeiert. Grund genug für die 
KAB Rhein-Main auch an den rö-
mischen Kaiser Augustus zu erin-
nern, der zu Ehren Gottes im Jahr 
321 den freien Sonntag eingeführt 
hat. Am Eingang des Frankfurter 
Doms machte die KAB mit Liege-
stühlen darauf aufmerksam, dass 
der „Sonntag ein Geschenk des 
Himmels“ ist, der auch in Zukunft 
in Frankfurt arbeitsfrei sein muss, 
so Andreas Mengelkamp. An der 
Wiedereröffnung der Altstadt rund 
um den Römer nahmen über 
100.000 Menschen teil.

Schmickler predigt 
bei Barbara-Messe
Duisburg. Der Leverkusener Kaba-
rettist Wilfried Schmickler wird am 
9. Dezember, aus Anlass des Barba-
ra-Tages, der Schutzheiligen der 
Bergleute, in einem ökumenischen 
Gottesdienst predigen. Der Barba-
ra-Gottesdienst, den die KAB ge-
meinsam mit dem Evangelischen 
Kirchlichen Dienst in der Arbeits-
welt Duisburg, dem Betriebsrat der 
Hüttenwerke Krupp Mannesmann 
und der IG Metall veranstaltet, fin-
det in der Werkshalle von HKM 
(Hüttenheim) statt. Das Programm 
des durch die WDR-Mitternacht-
spitzen bekannten Kabarettisten 
und das Fest der Schutzheiligen 
steht unter dem Motto „Macht 
hoch Tor 1“. 

Zuwächse in der 
KAB Siegen
Siegen. Während einige KAB-Ver-
eine im Sauerland keinen Vorsitz 
mehr finden oder ihre Mitglieder 
verlieren, kann die KAB St. Micha-
el weiter Zuwächse in der Mitglied-
schaft verzeichnen. Der Verein aus 
dem Siegerland hat nicht nur einen 
regen Männerchor, sondern küm-
mert sich um Flüchtlinge und ist 
auch in der Gemeinde der mitglie-
derstärkste Verband. Allein in die-
sem Jahr konnte Vorsitzender Mi-
chael Heinz sechs neue Mitglieder 
begrüßen. Der Verein, der im März 
1948 nach der Zeit des National
sozialismus wieder gegründet wur-
de, feierte nun sein 70-jähriges 
Jubiläum. 

CDU-Sozialminister 
zu KAB-Forderung
Dortmund-Barop. Die Forderung 
der KAB Deutschlands nach men-
schenwürdiger Arbeitswelt ist auch 
in der Politik angekommen. Auf 
der Jubiläumsfeier der KAB Barop 
zum 110-jährigen Bestehen unter-
strich NRW-Arbeits- und Sozial-
minister Karl-Josef Laumann das 
Recht auf Menschenwürde auch am 
Arbeitsplatz, wie es die KAB auf 
Grundlage der christlichen Sozial-
lehre stets anmahnt und auch für 
die Arbeitswelt 4.0 einfordert. In 
seiner Festrede ging er auf die Situ-
ation von Leiharbeitern ein. Diese 
hätten es immer schwerer, von den 
Unternehmen, die ausleihen, in 
eine Festanstellung übernommen 
zu werden. „Wir wollen die Unter-
nehmen zwingen, die Menschen 
wieder einzustellen“, sagte Lau-
mann. So haben SPD und Union in 
Berlin beschlossen, dass eine Über-
nahme zwingend ist, wenn der 
Leiharbeiter zweimal hinterein
ander beschäftigt war. Die KAB 
Barup ist 1908 aus dem Kirchbau-
verein entstanden.

Das Josef-Gockeln-Haus der KAB in Rahrbach schließt zum Jahresende.

Aus für das Josef-Gockeln Haus der KAB 
Suche nach Investor gescheitert / Belegungsloch in den Sommermonaten führte in die Insolvenz

Rahrbach/Köln. Das Josef-Gockeln-
Haus stellt am 31. Dezember 2018 sei-
nen Geschäftsbetrieb ein. Dies teilte 
der Insolvenzverwalter in einer Presse-
mitteilung den örtlichen lokalen Me-
dien mit. 
Das KAB-eigene Familienferienheim 
wurde 1964 vom damaligen KAB-Ver-
bandssekretär Alfons Müller eröffnet 
und sollte kinderreichen Familien Ur-
laub, Freizeit und Bildung zukommen 
lassen. Am 1. Juli dieses Jahres hatte 
das Amtsgericht Siegen mit Beschluss 
das Insolvenzverfahren über das Ver-
mögen des Josef-Gockeln-Hauses der 
KAB gGmbH eröffnet. Der Grund 
waren fehlende Belegungszahlen.
Der Insolvenzverwalter hielt seither 
gemeinsam mit der Belegschaft den 

Geschäftsbetrieb mit dem Ziel auf-
recht, einen Investor für die Über-
nahme des Hauses zu finden. Dies ist 
leider nicht gelungen. Diverse Inte
ressenten, die sich mit einem Erwerb 
des laufenden Betriebes inklusive Im-
mobilien beschäftigt hatten, sagten 
letztlich ab, so Janßen. 
Daher musste der Insolvenzverwalter 
die Entscheidung treffen, das Josef-
Gockeln-Haus mit Ablauf des 31. De-
zember 2018 zu schließen. Bis dahin 
wird der Geschäftsbetrieb noch auf-
rechterhalten; die letzten Gäste wer-
den das Haus am 15./16. Dezember 
2018 verlassen. Für die Grundschüler 
und die DLRG-Ortsgruppe Welschen 
Ennest bedeutet das Aus auch das 
Ende der Schwimmkurse. 

Bildung findet auch auf der Straße statt
Münster. Zwei hölzerne Roboter wer-
den aufgebaut, Papphocker gefaltet, 
neugierige Passanten bleiben stehen. 
Was muss getan werden, damit die Di-
gitalisierung der Arbeitswelt men-
schengerecht gestaltet wird? 
Mit dieser Fragestellung gestaltete der 
Stadtverband Münster eine Diskussi-
onsrunde im Freien. Auf der Stuben-
gasse in Münster bauten die Verant-
wortlichen pünktlich zum Wochenen-
de am Sonnabend einen Pavillon, 
zwanzig Papphocker und zwei Holzro-
boter auf. Die geladenen Gesprächs-
partner, Stefan Orth von den Grünen 
und Michael Krapp von der ÖDP so-
wie Michael Grammig von der KAB 
fanden noch rasch interessierte 
Passant/-innen, die sich mit ihnen 
über menschenwürdige Arbeit, ihre 
Erfahrungen mit der Digitalisierung 

und nötige politische Weichenstellun-
gen unterhalten wollten. Ein guter 
Schutz der privaten Freizeit und die 
Ermöglichung sozialer Direktkontakte 
waren dabei zwei wichtige Anliegen.

MIT GUTER BILDUNGSARBEIT  
ZU DEN MENSCHEN GEHEN

Im Gespräch, das von Ortrud Harhues 
vom Bildungswerk der KAB Münster 
moderiert wurde, ist schnell deutlich 
geworden, dass die zunehmende Ver-
mittlung von Aufträgen an Soloselbst-
ständige über digitale Plattformen 
(Clickworking) den Arbeitnehmer
status und das bundesrepublikanische 
System der sozialen Sicherung bedro-
hen und hier neue Ideen gefragt sind. 
Die KAB-Vorstellungen von einem ga-
rantierten Grundeinkommen erhalten 

hier eine ganz neue Aktualität. Marlies 
Jägering, Vorsitzende des Stadtverbands 
der KAB, war gut zufrieden: „Die KAB 
ist mal aus dem Pfarrheim heraus ge-
kommen und hat die Digitalisierung in 
die Öffentlichkeit getragen. Viele Pas-
santen konnten mitdiskutieren. Es gab 
wichtige Kurzgespräche am Rande und 
positive Rückmeldungen zum Thema 
und zum Veranstaltungsformat. Sowas 
sollten wir öfter machen.“ Bereits auf 
dem Katholikentag in Münster wurde 
ein ähnliches Bildungs- und Gesprächs-
modell von der Nichtregierungsorgani-
sation „Mehr Demokratie“ praktiziert. 
Unter einer hölzernen, aber offenen 
Kuppel konnte jeder Passant bezie-
hungsweise Katholikentagbesucher sich 
an der Diskussion zur Zukunft Europas 
beteiligen. Ergebnisse wurden im Inter-
net präsentiert.

Mit der Bildungsarbeit zu den Menschen auf die Straße gehen, praktizierte die KAB Münster. �  Foto/Text: L. und O. Hahrhues 

Teil des Menschseins
München. Die KAB ist eine Bil-
dungsbewegung. In diesem Sinne hat 
sie auf einer Veranstaltung die bayeri-
sche Politik aufgefordert, mehr für 
Bildung und berufliche Bildung zu 
unternehmen. „Bildung gehört zum 
Wesen des Menschseins und des 
Mensch-Werdens“, erklärte Ex-Lan-
despräses Charles Borge-Manché. Im 
Münchener Hofbräukeller löcherten 
die KAB-Mitglieder die bayerischen 
Spitzenpolitiker von CSU, SPD und 
Bündnis90/Die Grünen mit Fragen 
zur Erwachsenenbildung und zur poli-
tischen Bildung. Bayerns „oberster 
Bildungschef“ Bernd Sibler setzt in 
der Grundschule an. Er ist der Mei-
nung, dass vor allem die Grundlagen 
besser sitzen müssen, nämlich Lesen, 

Schreiben und Rechnen, denn „das ist 
die Basis von ganz konkretem Wissen 
und von der Fähigkeit, Informationen 
zu bewerten“.
Hannes Kreller, KAB-Diözesanvorsit-
zender der KAB München-Freising, 
forderte die Politiker/-innen auf, Frei-
räume für Bildung zu schaffen. Bil-
dungszeit und Bildungsfreistellung 
sind wichtige Voraussetzungen für Be-
rufstätige, Bildung, Familie und Arbeit 
unter einen Hut zu bekommen. 
Schließlich sei Bayern das einzige 
Bundesland, das kein Bildungszeit
gesetz habe, kritisierte Kreller. SPD-
Politikerin Diana Stachowitz unter-
stützte das Recht auf Bildungszeit und 
forderte auch die Arbeitgeber auf, dies 
stärker zu ermöglichen.

Einsatz für Wucherpfennig
Limburg/Frankfurt. Die Delegierten 
des KAB-Bezirkstages Rhein-Main 
haben sich gegen das Lehrverbot von 
Pater Ansgar Wucherpfennig SJ, dem 
Rektor der Frankfurter Hochschule 
St. Georgen, ausgesprochen. Der Vati-
kan hatte dem Theologen die Nihil 
opstat, die Unbedenklichkeitserklärung 
verweigert. Auf dem KAB-Bezirkstag 
schlossen sich die Delegierten dem 
Aufruf von Pfarrern aus Frankfurt an, 
die die „Maßregelung des unbescholte-
nen und in Frankfurt sehr geschätzten 
Wissenschaftlers durch die römischen 
Behörden“ kritisieren. Aussagen von 
Wucherpfennig zum Thema Homose-
xualität und zur Segnung gleichge-
schlechtlicher Paare war die Begrün-
dung. Pfarrer der katholischen Pfarrei-

en in Frankfurt haben ebenso wie 
Theologieprofessoren sich mit Wu-
cherpfennig solidarisiert. „Der Ver-
such, das offene Gespräch über Sexual-
fragen innerhalb der Kirche zu unter-
binden, ist daher zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt genau das falsche Signal ... 
Vielen von uns Pfarrern begegnen in 
unseren Gemeinden immer wieder 
Paare, die sich für ihren gemeinsamen 
Weg den Segen der Kirche wünschen. 
Wir unterstützen diesen Wunsch mit 
Nachdruck“, so die gemeinsame Erklä-
rung. Sie mahnen Papst Franziskus, 
endlich den versprochenen „offenen 
Dialog ohne Vorurteile“ zu führen. Die 
KAB Rhein-Main beschloss einstim-
mig, die solidarische Petitionsadresse 
im Internet zu unterstützen. 

KAB-Tour-Film  
begeistert Bischof
Lingen/Berlin. Die KAB-Aktion 
„Wir drehn am Rad – Faire Arbeit 
on Tour“ hatte auch den Osna
brücker Bischof Franz-Josef Bode 
am Krankenbett in der Berliner 
Charité erreicht. Der Osnabrücker 
KAB-Diözesanverband hatte die 
Ankunft und den Besuch der Tour-
Teilnehmer/-innen am Atomkraft-
werk Lingen in einem Film zusam-
mengefasst und ihrem Bischof ge-
sendet. „Mit Freude und Überra-
schung habe ich das tolle Video in 
Berlin gesehen und gehört. Es hat 
mich sehr bewegt, wie Sie mich bei 
Ihrer interessanten Aktion ‚mitge-
nommen‘ haben. Ich hoffe, nun 
wirklich auf dem Weg der Heilung 
zu sein. Ihr Gebet wird dazu beitra-
gen. Danke und Gottes Segen ihrer 
Aktion!“, so Bischof Bode an die 
KAB. 

Gleichberechtigung 
ist mehr als Wählen
Ingolstadt. Beim KAB-Frauen-
Frühschoppen in Ingolstadt disku-
tierten die Mitglieder des Arbeits-
kreises Frauen bei der KAB Eich-
stätt mit Landtagskandidat/-innen 
über Frauenrechte. Arbeitskreisvor-
sitzende Maria Brunner erinnerte 
an das Frauenwahlrecht und an die 
schlechte Bezahlung und Anerken-
nung der Pflegeberufe heute, die 
meist von Frauen besetzt sind. Hier 
hofft sie, dass die Politik in Bayern 
die Forderungen des Volksbegehren 
„Stoppt den Pflegennotstand“ ernst 
nimmt.
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KAB unterstützt 
Arbeiterprotest
Fulda/Langenselbold. Gemein-
sam mit Gewerkschaften unter-
stützt die KAB die Beschäftigten 
bei Thermo Fischer in Langensel-
bold. Über hundert Stellen will das 
Unternehmen von Langenselbold 
nach Ungarn und Schottland verle-
gen. Fragen des Betriebsrats an die 
Unternehmensleitung wurden nur 
zum Teil oder gar nicht beantwor-
tet. Für die Beschäftigten und die 
Arbeitnehmerorganisationen ist die 
Arbeitsplatzverlagerung „Bullshit“ 
wie bei dem Protest Ende Oktober 
auf T-Shirts zu lesen war. „Hier 
wird ohne Not und rein aus Profit-
gier die Existenz von 100 gut ausge-
bildeten Beschäftigten und ihren 
Familien aufs Spiel gesetzt“, erklärt 
Marga Hundenborn von der KAB 
Bruckköbel und KAB-Aufsichts-
ratsmitglied. Mit dem Protest hof-
fen die Arbeitnehmer, die Ge-
schäftsleitung zum Umdenken zu 
bewegen.

E-Mail-Einsatz für  
KAB-Rentenmodell
Bernhard Völk ist zwar kein KAB-
Mitglied, doch der engagierte 
E-Mail-Schreiber hat das KAB-
Rentenmodell an Bundestagsmit-
glieder und speziell an zwanzig 
Mitglieder des Bundestagsaus-
schusses Arbeit und Soziales mit 
der dringenden Frage geschickt, 
wie Altersarmut verhindert werden 
kann und welche Möglichkeiten 
das Cappuccino-Modell dafür leis-
tet. Völk erhielt gleich umfangrei-
che Post von den Parteien. So sieht 
die Linke, Jessica Tatti wichtige 
Ansätze des KAB-Modells auch in 
der solidarischen Mindestrente ih-
rer Fraktion. Peter Weiß, Vorsit-
zender der CDU/CSU-Arbeitneh-
mergruppe sieht dagegen die nied-
rigen Einkünfte aus der gesetz
lichen Rente nicht als Indikator für 
Altersarmut.

Franz und Margot Rieger kämpfen gegen ungerechte Abkommen.� Foto: Erlenkötter 

JEFTA: Gefahr der Wasserprivatisierung
Margot Rieger: Nicht tatenlos zusehen / KAB spricht sich gegen Freihandelsabkommen mit Japan aus

Traunstein. Im Dezember will die 
EU-Kommission feierlich das Frei-
handelsabkommen mit Japan (JEFTA) 
unterzeichnen. In einer Großveran-
staltung zum Thema „Wasser und Ab-
wasser vor Privatisierung schützen“, 
warnte Franz Rieger von der KAB En-
gelsberg in Bayern vor den Auswirkun-
gen des Freihandels für Mensch, Natur 
und Umwelt und vor sozialen, rechts-
staatlichen und wirtschaftlichen Fol-
gen. 
So fehlen bei JEFTA wesentliche Be-
stimmungen, die den Staaten das 
Recht einräumen, ihre eigenen natürli-
chen Wasserressourcen zu schützen, 
erklärte Wasserexpertin Christa Hecht 
von der Allianz für öffentliche Wasser-
wirtschaft (AöW e.V.), die die Interes-
sen der rein öffentlichen Wasserver- 
und Abwasserentsorger vertritt. Gab es 
bei CETA, dem EU-Kanada-Abkom-
men, noch einen deutschen Vorbehalt 

im Bereich der Privatisierung in der 
Wasserwirtschaft, so sei dieser Schutz 
im JEFTA-Abkommen gestrichen 
worden. Die Expertin sieht damit ein 
„Einfallstor für private Investoren, wie 
die internationalen Wasserkonzerne 

Veolia und Suez“. Die Vorgaben der 
deutschen Trinkwasserverordnung als 
Grundlage für sauberes Trinkwasser 
könnten von den multinationalen 
Konzernen als Handelshemmnis ein-
gestuft werden. Die Folge wäre eine 

Absenkung der Leitungswasserquali-
tät, so Hecht vor Kommunalpolitikern 
im vollbesetzten Salierkeller. 
KAB-Mitglied Margot Rieger von der 
Initiative „STOPP TTIP BGL“ rief 
die Politiker dazu auf, nicht „tatenlos 
zuzusehen bis es zu spät ist und das 
Abkommen endgültig beschlossen ist“. 
Dem JEFTA-Abkommen mit einem 
Umfang von einem Drittel der Welt-
wirtschaftsleistung wurde bereits im 
Juli symbolisch zugestimmt, doch offi-
ziell soll es im Dezember unterzeich-
net werden. 
Die KAB-Bundesvorsitzende Maria 
Etl rief die EU-Parlamentarier/-innen 
auf, JEFTA nicht zuzustimmen. „Was-
ser ist keine Ware wie Autos oder 
Computer, Wasser ist ein Grundrecht 
für Mensch, Tier und Pflanzen und darf 
nicht dem Markt überlassen werden“, 
betonte Maria Etl, die die kommunale 
Daseinsvorsorge in Gefahr sieht. 

Fairer Handel für Afrika
Rottenburg-Stuttgart. Mehr als 
75.000 Menschen sind bis Anfang 
November dem Aufruf des KAB-Diö-
zesanverbandes Rottenburg-Stuttgart 
gefolgt, sich gegen das Freihandelsab-
kommen zwischen der Europäischen 
Union und den ostafrikanischen Staa-
ten auszusprechen. KAB-Diözesanse-
kretär Peter Niedergesäss, der die Un-
terschriften-Petition gemeinsam mit 
der CWM-Partnerbewegung in Ugan-
da ins Leben gerufen hat, um EU-
Kommisarrin Cecilia Malmström auf-
zufordern, das Wirtschaftsabkommen 
zu stoppen. „Mit dem Abkommen in 
dieser Form werden die Existenzen 
vieler Bauern in Ostafrika gefährdet 
und lokale und regionale Märkte ver-
nichtet“, erklärt Mitinitiator Nieder-

gesäss. Die KAB unterstützt damit den 
Wunsch des ugandischen Präsidenten 
Museveni, der im Namen der ostafri-
kanischen Gemeinschaft den Dialog 
zu fairen Handelsbeziehungen öffnen 
will. Dazu gehören Vereinbarungen für 
nachhaltige Entwicklung und binden-
de sowie einklagbare Regeln zur Ein-
haltung der schützenden ILO-Kern
arbeitsnormen.
Das Abkommen nütze der europäi-
schen und schade der ostafrikanischen 
Wirtschaft. „Unter solchen wirtschaft-
lichen Voraussetzungen bekommt der 
Begriff Wirtschaftsflüchtling eine 
ganz andere Bedeutung“, so Nieder
gesäss.
Petition unter www.kab-drs.de oder 
www.change.org/fairer-handel 

Kirchenasyl ist ein Härtefall
Paderborn/Höxter. Gegen die Ver-
schärfungen der Bedingungen des Kir-
chenasyls hat sich die KAB im Bezirk 
Paderborn-Höxter ausgesprochen. Die 
Konferenz der Innenminister hatte die 
Vorschläge des Bundesamtes für Mig-
ration und Flüchtlinge (BAMF) be-
grüßt, dass die Kriterien erweitert wer-
den, nach denen eine Überstellung von 
Flüchtlingen nach dem Dublin-Ab-
kommen nach der 18-Monate-Frist 
vereinfacht wird. Die Verschärfungen 
widersprechen der biblisch-christli-
chen Tradition und den Erfahrungen, 
die Deutsche während der Nazidikta-
tur erleben mussten, erklärt die KAB.
„Beim Kirchenasyl handelt es sich um 
ganz besondere Härtefälle“, erklärt 
Konrad Nagel-Schrottmann. Bisher 

gab es zwischen dem BAMF, der EKD 
und dem Katholischen Büro detaillier-
te Regeln für die Tolerierung von Kir-
chenasyl. Mit den Entscheidungen der 
Innenministerkonferenz (IMK) ist 
diese Vereinbarung praktisch gekün-
digt worden. So reicht jetzt die Zeit für 
fachärztliche Gutachten nicht aus, die 
einen Härtefall feststellen. Kommt 
dann das BAMF zum Schluss, dass 
kein Härtefall vorliegt, muss das Kir-
chenasyl innerhalb von drei Tagen be-
endet werden.
Auch die ökumenische Bundesarbeits-
gemenschaft „Asyl in der Kirche“ kri
tisiert die IMK-Entscheidung und 
hofft wie die KAB Paderborn, dass 
wieder ein humanitäres Vorgehen beim 
Kirchenasyl umgesetzt wird.

Dr. Marx auf KAB-Bühne

Trier. Zum Abschluss des 200. Ge-
burtsjahres von Karl Marx hat die 
KAB im Diözesanverband und das 
Bistum Trier das Musiktheaterspiel 
„Frau Kapital und Dr. Marx“ auf die 
Bühne gebracht. Das Duell im Duett 
zwischen Frau Kapital, gespielt und 
gesungen von Christa Weber, und Karl 
Marx, gespielt von Raiko Hannemann, 
setzte sich mit dem Wesen und dem 
Ursprung des Kapitals in musika
lischer  und unterhaltsamer Weise 
auseinander. 
Angelehnt an das Hauptwerk „Das Ka-
pital“ des in Trier geborenen Philoso-
phen und Ökonoms verdeutlicht der 
Protagonist Marx seinem Gegenüber 
Kapital den Unterschied zwischen Pro-
duktentausch und Warentausch, zwi-
schen Tauschwert und Gebrauchswert, 
zwischen Wert und Preis der Ware und 

nicht zuletzt zwischen der Arbeitskraft 
und dem aus ihr erzeugten Mehrwert. 
Die Musik von Christof Herzog und 
der Text von Christa Weber haben sich 
der Stilmittel von Kurt Weill (Drei
groschenoper) und Hanns Eisler ange-
nommen und so den Zuschauern einen 
unterhaltsamen und nicht zuletzt lehr-
reichen Theaterabend beschert. 
Der KAB Diözesanverband hatte das 
Berliner Weber-Herzog-Musiktheater 
eingeladen, um die Analysen Marx 
auch für die Gegenwart zu nutzen. So 
wurde das Musiktheater im Rahmen 
der Aktionswoche „DIGITALE_
ARBEIT_MENSCHEN_WÜR-
DIG“ im Kulturzentrum Tuchfabrik 
aufgeführt. „Viele Besucher haben 
neue Erkenntnisse für die heutige Zeit 
gewonnen, so KAB-Sekretärin Ruth 
Mareien de Bueno.

Aufklärung durch Wettstreit: Frau Kapital und Dr. Marx in Trier.� Foto: KAB

Mehr Kontrolle am Sonntag
München/Neusorg. Eine verstärkte 
Überwachung bei der Sonntagsarbeit 
fordert die KAB Neusorg von der 
bayerischen Staatsregierung. Beim Tref-
fen mit dem bayerischen Finanzminister 
Albert Füracker beklagte die KAB, dass 
heute bereits jeder vierte Beschäftigte 
gelegentlich oder sogar ständig an Sonn- 
und Feiertagen arbeitet – Tendenz stei-
gend. Deshalb müsse unnötige Sonn-
tagsarbeit verhindert werden. Gabrielle 
Söllner, Vorsitzende der KAB Neusorg, 
forderte mehr Kontrollen, ob am Sonn-
tag illegal gearbeitet werde und darüber 
hinaus die „laxe Genehmigungspraxis 
der Kommunen“ zu überprüfen. „Der 
Sonntag darf nicht zu einem Shopping-
Event verkommen, so Söllner. Der 
CSU-Minister sprach sich auch für den 
Sonntagsschutz aus und betonte: „Wir 

dürfen uns nicht einer Liberalisierung 
des Marktes unterwerfen, die nur den 
Profit zum Ziel hat. Menschenwürdiges 
Leben muss den Menschen Freiräume 
zur Erholung gewährleisten“.

AUTOWÄSCHE AM SONNTAG

Derzeit versuchen Tankstellenbetrei-
ber den Sonntagsschutz mit der auto-
matischen Waschanlage zu unterlau-
fen. Der Interessenverband der Tank-
stellenbetreiber hat im Oktober darauf 
hingewiesen, dass es bereits in sechs 
Bundesländern erlaubt ist, Autos zu 
waschen. Nun wird versucht, bundes-
weit die Waschanlagen sonntags zu 
öffnen. Ver.di kündigte Widerstand 
an, da Autowaschen kein Freizeitver-
gnügen ist. 

Vorsitzende Gabriele Söllner überreichte Staatsminister Albert Füracker 
(Zweiter von links) einen Sonntagskuchen. Mit im Bild MdL Tobias Reiß und 
Neusorgs zweiter Bürgermeister Dr. Günther Fütterer (von links).� Foto: KAB
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Frage nach gelingendem Leben
Gastbeitrag von Hartmut Rosa über unsere Beziehung zu Arbeit und Welt

Viele Menschen streben nach einem 
gut bezahlten Job, einem Haus, einer 
Familie – doch sind diese Dinge Ga-
ranten für ein gutes Leben? Ein or-
dentliches Einkommen, ein Häuschen, 
Gesundheit und Fitness – dies sind al-
les letztlich Ressourcen, die ein gutes 
Leben ermöglichen können, aber kei-
neswegs garantieren. Ein Mensch 
kann tief deprimiert sein, obwohl er 
über all das verfügt. Man muss die Fra-
ge nach einem gelingenden Leben also 
anders stellen.
Ich meine, es kommt darauf an, wie 
jemand mit der Welt verbunden ist. 
Wir leben in einer Gesellschaft, in der 
immer mehr Menschen das Gefühl 
haben, einer stummen, gleichgültigen 
Welt gegenüberzustehen, und sich un-
glücklich fühlen. Menschen, die ein 
gelingendes Leben führen, haben eine 
lebendige Verbindung etwa zu ande-
ren Menschen, zur Natur, zu ihrer Ar-
beit. Das Leben gelingt nicht allein, 
wenn wir reich an Ressourcen und 
Optionen sind, sondern, wenn wir es 
lieben.
Es geht also darum, von einer Sache 
oder einer Person bewegt oder berührt 

Mit der Frage nach dem Leben raus aus dem Hamsterrad der Arbeit.�Foto: fotolia

zu sein, von ihr angesprochen zu wer-
den, gleichsam einen „Anruf“ zu er-
fahren. Ich nenne das eine Resonanz-
beziehung – ganz wie in der Musik: 
Etwas schwingt und bringt dadurch 
etwas anderes zum Schwingen. Wir 
brauchen nicht einzelne resonante 
Oasen, sondern einen resonanten All-
tag, auch im Arbeitsalltag. Dieser 
wird heute in aller Regel von gnaden-
losen Steigerungs- und Effizienz-
zwängen und vom Diktat der Uhr 
dominiert. Dennoch eröffnen sich 
auch unter solchen entfremdenden 
Bedingungen immer wieder Möglich-
keiten, wenigstens für kurzfristige 
Resonanzmomente. 

ANGST, ETWAS ZU VERPASSEN

Ich erlebe das etwa bei meiner Arbeit 
an der Universität – zu sehen, wie Stu-
denten beispielsweise „Feuer fangen“. 
Für andere Menschen können das aber 
auch ganz andere Tätigkeiten sein – 
Tätigkeiten, in denen sie sich als 
selbstwirksam erfahren und merken, 
dass sie etwas bewirken, kreativ sind 
oder zu einem Erfolg beitragen – sei es 
der Bau eines Hauses oder die Planung 
einer Schulstunde. Jede Tätigkeit kann 
zu Resonanzerfahrungen führen. Da-
bei haben Resonanzerfahrungen im-
mer eine leibliche Dimension. Daher 

könnte die zunehmende Digitalisie-
rung in modernen Arbeitswelten zu 
einer Verkümmerung führen, weil es 
zunehmend nur noch diesen einen Ka-
nal zur Welt gibt. Bildschirme sind 
dann so etwas wie Resonanzkiller. 
Wenn sie in allen Lebensäußerungen 
zwischen uns und die Welt treten, 
dann wird es schwer, leibliche Reso-
nanzbeziehungen zu erfahren.
Neue Medien verstärken aber auch 
noch ein anderes Verhalten. Wir ha-
ben uns angewöhnt, die Welt nach 
immer interessanteren Optionen zu 
scannen. Dahinter steckt die Angst, 
irgendwo etwas zu verpassen. Das 
macht es schwierig, sich auf Reso-
nanzbeziehungen einzulassen, denn 
bei diesen wissen wir nie, wann sie 
Früchte tragen und was dabei heraus-
kommt. Ihnen eignet ein konstituti-
ves Moment der Unverfügbarkeit. 
Resonanz setzt voraus, dass man Auf-
merksamkeit fokussiert und alles an-
dere loslässt – nach dem Motto: Ich 
werde etwas verpassen, aber das ist 
mir die Sache wert, egal wie lange sie 
dauert. Für die Arbeitswelten der Zu-
kunft werden wir lernen müssen, be-
wusst mit neuen Medien umzugehen 
und nicht alle Optionen offenzuhal-
ten, wenn wir ein gutes Leben mit re-
sonanten Weltbeziehungen führen 
wollen.� Prof. Hartmut Rosa

Der Kirche fehlt  
die Arbeitswelt

Kritik an der katholischen Kirche und 
ihrem Abstand zur Arbeitswelt äußtere 
der Sozialpfarrer und KAB-Mitglied 
Peter Kossen. Im Interview mit der 
KAB Münster erklärte der engagierte 
Lengericher Theologe, dass sich die 
katholische Kirche aus den Problemen 
der Arbeitswelt heraushalte und sich 
zu wenig gegen menschenunwürdige 
Arbeitsbedingungen in der heutigen 
Wirtschaft einsetze.
„Nach meiner Erfahrung haben die Bi-
schöfe Angst davor, Steuerzahlern vor 
den Kopf zu stoßen und sie zu verlie-
ren“, erklärt Kossen. Denn oftmals sei-
en die großen Unternehmen auch 
wichtige Kirchensteuerzahler. Die Kir-
che müsse sich selber fragen, ob ihre 
Arbeitsbedingungen menschenwürdig 
sind. So werden in vielen katholischen 
Einrichtungen Arbeitnehmer und Be-
schäftigte ausgegliedert, um den Cari-
tas-Tarif zu umgehen. Er fordert die 
Bischöfe auf, sich für bessere Arbeits-
bedingungen einzusetzen, denn dies 
sei eine Frage der „Glaubwürdigkeit 
der Kirche“. Er stellt die Notwendig-
keit von Ausgliederungen in Frage.
Die Caritas hat die Vorwürfe von Sozi-
alpfarrer Peter Kossen zurückgewie-
sen. In einem Bericht der Bistums
zeitung Münster „Kirche und Leben“ 
weist Heinz-Josef Kessmann, Vizeprä-
sident des Deutschen Caritasverbandes 
den Vorwuf zurück: Im Kernbereich 
unseres Auftrages haben wir bundes-
weit eine Tarifbindung von 97 Pro-
zent“. Gleichwohl gebe es Ausgliede-
rungen, indem Caritas-Träger gewerb-
liche Betriebe gründen, „dann gilt 
ausdrücklich nicht der Caritas-Tarif“, 
so Kessmann. Dort werde dann der 
branchenübliche Tarif gezahlt.
Kossen, der seit vielen Jahren die 
unwürdigen Arbeitsbedingungen an-
prangert und sich für eine faire Ent-
lohnung einsetzt, erinnerte erneut an 
die unwürdigen Arbeitsbedingungen 
in der deutschen Fleischindustrie (sie-
he Interview), die sozialversicherungs-
pflichtige Arbeitsplätze durch irregu
läre Beschäftigung von Arbeitsmigran-
ten ersetze, Subunternehmen einschal-
te, Kernbereiche ausgliedere, um Leih-
arbeiter billig zu beschäftigen und 
diese unwürdig unterbringen.

„Werkvertragsarbeiter erfüllen Produktion“
Fleischfabrikant: „Ich muss mich nicht mehr öffentlich in die Diskussion bringen“ / Kritik an Einladung

Die Fleischindustrie steht in der 
Kritik, weil die industrielle Tötung 
Fragen aufwirft und die Arbeits­
bedingungen an Ausbeutung gren­
zen. Allein in Rheda-Wiedenbrück 
werden 7500 Werkvertragsarbeiter 
beschäftigt. An Europas größtem 
Schlachter, Clemens Tönnies, kris­
tallisiert sich der Unmut, wie es im 
Vorfeld einer KAB-Veranstaltung 
deutlich wurde. Impuls-Mitarbeiter 
Markus Weweler sprach dennoch 
mit dem umstrittenen Unternehmer. 

KAB-IMPULS: Herr Tönnies, was 
kostet Sie mehr Nerven, Ihr Job bei 
Schalke 04 oder der Job in Ihrem Un-
ternehmen?
Clemens Tönnies: Die Produktion 
von Lebensmitteln, in unserem Fall die 
Schlachtung, Zerlegung, Verarbeitung 
und Veredelung von Schweine- und 
Rindfleisch, ist eine sehr spannende 
Aufgabe. Fleisch ist ein besonderes 
Lebensmittel und wir sorgen dafür, 
dass es sicher, frisch und qualitativ 
wertvoll auf dem Teller landet. Meine 
Leidenschaft für Schalke 04 ist ja be-
kannt. Da bin ich Vollblut-Fan und 
freue mich auf jedes Spiel.

IMPULS: Schalke kam oft nicht aus 

Clemens Tönnies, Europas größter 
Fleischprouzent, steht auch wegen 
seiner Produktionsbedingungen in 
der Kritik.� Foto: Wikipedia 

den Schlagzeilen heraus. Trainerent-
lassungen, Gazprom-Sponsoring, etc. 
Was ist Ihr Anteil an der Diskussion?
Tönnies: Schalke ist ein besonderer 
Fussballverein und wir tun alles dafür, 
dass das auch so bleibt. Bei allem Wett-
bewerb haben wir aber früh erkannt, 
dass die wirtschaftliche Grundlage da-
für da sein muss, sportlich erfolgreich zu 
sein. Deswegen haben wir als einer der 
ersten Vereine in Deutschland eine mo-

derne Arena gebaut. Jetzt gehen wir mit 
der Entwicklung des Bergerfeldes die 
nächsten Meilensteine. Wir haben heu-
te mit der wirtschaftlichen und sportli-
chen Leitung von Schalke ein super 
Team, daher muss ich mich nicht mehr 
öffentlich in die Diskussion einbringen.

IMPULS: Sie haben über 16.000 Mit-
arbeiter, machen einen Umsatz von 6,9 
Milliarden Euro, Sie sind einer der 
reichsten Deutschen. Schafft man das 
aus eigener Kraft oder muss da ein ge-
wisses Fundament aus früheren Gene-
rationen vorhanden sein?
Tönnies: Was mein Bruder Bernd und 
ich im Unternehmen aufgebaut haben, 
ist natürlich etwas Besonderes. Aber 
da haben im gesamten Team Tönnies 
auch viele mitgewirkt. Als wir das Un-
ternehmen 1971 gegründet haben, ha-
ben wir uns den Handschlag gegeben 
und losgelegt. Das wir heute Innovati-
onsführer der Branche sind, ist natür-
lich sagenhaft. 

IMPULS: Fleischverzehr ist aber in 
Deutschland nicht kritiklos. Wie geht 
man damit um, wenn tagtäglich Tau-
sende von Schweinen geschlachtet 
werden.
Tönnies: Fleisch ist ein besonderes 

Lebensmittel. Wir wollen eine genuss-
volle Ernährung mit Fleisch ermögli-
chen und setzen dafür höchste Stan-
dards in Sachen Tierschutz, Qualität 
und Sicherheit. Gleichzeitig setzen wir 
uns mit allen Kritikern an einen Tisch, 
laden Sie zu uns ein und zeigen ihnen, 
wie wir arbeiten.

IMPULS: Im Umgang mit Ihren 
Mitarbeitern sind Sie auch Kritik aus-
gesetzt. Gewerkschaften klagen, dass 
Sie zu viele Zeitarbeiter und Billigkräf-
te zu schlechten Konditionen beschäf-
tigen. Passt das zu Ihrer Unterneh-
mensphilosophie?
Tönnies: Unsere Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter nehmen für uns einen ho-
hen Stellenwert ein. Tönnies hat sich 
bewusst dazu entscheiden, auch in Zu-
kunft einen Großteil seiner Produkte in 
Deutschland herzustellen. 16.500 Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter sind da-
her unser Bekenntnis zum Wirtschafts-
standort Deutschland. Gleichzeitig sind 
wir aber gefordert, mit Werkvertrags-
mitarbeitern zusammenzuarbeiten, um 
unsere Produktionsaufträge zu erfüllen. 
Obwohl wir seit Jahren versuchen, qua-
lifizierte Mitarbeiter zu gewinnen, spü-
ren auch wir die Folgen des Fachkräfte-
mangels sehr deutlich.

Kündigungsschutz  
ist in der Probezeit 
nicht. Aber . . . !
Die Probezeit dient dazu, dass sich 
die beiden Vertragsparteien kennen-
lernen und feststellen können, ob sie 
zueinander und der Arbeitnehmer in 
den Betrieb „passen“. Meist gibt es 
eine Klausel, dass innerhalb der Pro-
bezeit mit einer Frist von 14 Tagen 
ohne Angabe von Gründen gekün-
digt werden kann. Deshalb gilt in 
der Probezeit das Kündigungs-
schutzgesetz nicht.
Im hier vorliegenden Fall hatte das 
KAB-Mitglied eine neue Arbeits-
stelle im Elektrohandwerk begon-
nen. Es war eine Probezeit von sechs 
Monaten mit 14-tägiger grundloser 
Kündigung vereinbart worden. Das 
Arbeitsverhältnis war auf Dauer ge-
schlossen worden.
Durch einen Arbeitsunfall fiel das 
KAB-Mitglied nach zwei Monaten 
für vier Wochen krankheitsbedingt 
aus. Nach seiner Rückkehr hatte er 
vier Wochen lang keinen direkten 
Vorgesetzten mehr. Daraufhin be-
schloss die Personalabteilung, die 
Probezeit um drei Monate zu ver-
längern und teilte dies dem Arbeit-
nehmer schriftlich mit. Gründe wa-
ren die Krankheit und der Vorge-
setztenwechsel.
Am Ende des achten Monats erhielt 
das KAB-Mitglied die (Probezeit-)
Kündigung mit einer Frist von 
14  Tagen unter sofortiger Freistel-
lung.

KAB-Rechtssekretär unterstützt 
Mitglied bei Kündigungsklage

Hiergegen erhoben wir Klage vor 
dem Arbeitsgericht! Denn nach 
Paragraf 622, Absatz 3 des Bürgerli-
chen Gesetzbuches (BGB) darf die 
gesetzliche Probezeit sechs Monate 
nicht überschreiten. Danach gilt 
dann das Kündigungsschutzgesetz, 
wenn das Unternehmen mehr als 
zehn Arbeitnehmer beschäftigt.
Nach sechs Monaten beträgt die 
Kündigungsfrist gemäß § 622 Abs. 1 
BGB vier Wochen zum fünfzehnten 
oder zum Ende eines Kalendermo-
nats. Die Kündigung muss sozial 
gerechtfertigt sein. Das bedeutet 
konkret, dass die Kündigung nur aus 
personen-, verhaltens- oder be-
triebsbedingten Gründen erfolgen 
kann.
Im vorliegenden Fall war die Kündi-
gung also nicht haltbar. 

KAB-Klage hatte Erfolg

Da aber das Vertrauensverhältnis 
zwischen Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer nachhaltig gestört war, sa-
hen beide Seiten von einer Weiter-
beschäftigung ab. Das KAB-Mit-
glied erhielt den zustehenden Lohn 
und eine Abfindung. Dies war hin-
nehmbar, da das Mitglied bereits ab 
dem nächsten Ersten einen neuen 
Arbeitsvertrag hatte.

Joachim Kühner,
KAB-Rechts- und Regionalsekre­
tär des Diözesanverbandes Rotten­
burg-Stuttgart für die Region 
Heilbronn.

ALLES, WAS RECHT IST

Prof. Dr. Hartmut Rosa

Prof. Rosa ist Direktor des Max-
Weber-Kollegs der Universität Er-
furt. Er hat zur Beschleunigung der 
Arbeits- und Lebenswelt gearbeitet. 
Zuletzt erschien sein Buch „Reso-
nanz. Eine Soziologie der Weltbezie-
hung“.

KAB & GESELLSCHAFT
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Ende im Schacht: „Der Rückzug liegt im Zeitplan“
Im Dezember wird das Ende der Steinkohle-Förderung in Ibbenbüren und Bocholt Wirklichkeit / Eine Arbeiterkultur wird Geschichte

Vor Tor 2 des RAG-Bergwerks Anth-
razit Ibbenbüren steht Jürgen Baune 
und zündet sich einen Zigarillo an. 
Der kräftige Wind, der über die Osna-
brücker Straße weht, macht ihm das 
Anzünden schwer. Als er es geschafft 
hat, genießt er den ersten Zug nach der 
Schicht und freut sich auf den Feier-
abend. Seine Frau holt ihn ab.
Anfang Dezember ist der Steinkohle
abbau im Tecklenburger Land für im-
mer beendet. Die letzten von einst 
150  Zechen schließen. Dies konnte 
weder die Schutzheilige der Bergleute 
noch das Christkind verhindern. Kurz 
vor Heiligabend wird Bundespräsi-
dent Steinmeier die letzte Kohle der 
Zeche Prosper Haniel in Empfang 
nehmen. 
„Das war alles ’ne politische Entschei-
dung …“, sagt der 77-jährige Georg 
Baune, der 32 Jahre bei der „Preussag“, 
wie sie die heutige RAG immer noch 
nennen, gearbeitet hat. Der Mettinger 
ist, wie Jürgen Baune, KAB-Mitglied. 
Trotz der Namensgleichheit sind die 
beiden nicht verwandt. Nur Kohle und 
KAB verbindet sie. 
Auch ohne Kohle werden viele Berg-
leute und Mechaniker noch einige Jah-
re damit zu tun haben, die Stilllegung 
auch fachgerecht umzusetzen. Maschi-
nen müssen entölt und von PCB-halti-
gen Stoffen befreit, die Maschinen 
nach oben befördert werden. Etwa 
hundert Kumpels werden weiterarbei-
ten. Jürgen Baune, der auch zweiter 
Vorsitzender der KAB St. Johannes-
Bosco in Ibbenbüren ist, ist einer von 
ihnen. „Ich kann noch zwei, drei Jahre 
hier arbeiten!“, sagt er und zieht noch-
mal kräftig am Zigarillo. Er hofft dann 
auf eine Vorruhestandsregelung. „Hier 
liegt so viel Kohle, die würde noch für 
zwanzig Jahre reichen!“, sagt er und 
zeigt rüber zum Blockkraftwerk, das 
auf „Unmengen von Steinkohle“ steht. 

Die Fördertürme der fossilen Energie weichen der regenerativen.� Fotos: Rabbe

Der Block wird weiter betrieben, nur 
nicht mit Kohle aus dem Ibbenbürener 
Steinkohlerevier.

KOHLEIMPORTEUR DEUTSCHLAND

Auf der Betriebsversammlung von An-
thrazit Ibbenbüren im Frühjahr infor-
mierten Betriebsrat und Geschäftsfüh-
rung über die Herausforderungen des 
Auslaufs. „Die Produktion ist erfreu-
lich, der Personalabbau planmäßig und 
der Rückzug liegt im Zeitplan“, erklär-
te Geschäftsführer Heinz-Werner Voß 
den Kumpels. Der wiedergewählte Be-
triebsratsvorsitzende Uwe Wobben be-
ruhigte ebenfalls die Kollegen. „Wich-
tig ist es, gemeinsam unser Ziel, den 
Bergbau hier sicher zu Ende zu führen, 
zu erreichen“, so Wobben. Für den 
Mettinger Georg Baune, der mit sei-
nen KAB-Kumpels im „Krippke“, dem 
KAB-Vereinsheim sitzt, ist die Arbeit 
im Bergbau schon lange vorbei. „Frü-
her haben se’ die Kohle auf die Schiffe 
geschippt, heute schippen sie se’ von 
den Schiffen runter!“, beschreibt der 
64-jährige Werner Tenberg den Struk-
turwandel. Wie die ehemaligen Berg-
werksmitarbeiter Georg Baune, Stefan 
Tenambergen, Franz-Josef Farwig von 
der KAB St. Agatha Mettingen hat 
auch Tenberg bei der „Preussag“ viele 
Jahre gearbeitet. 

DREI GENERATIONEN IM PÜTT

Mit den Stilllegungen ist Deutschland 
zu Europas größtem Steinkohleimpor-
teur geworden. Im vorletzten Jahr wur-
den über 53 Millionen Tonnen einge-
führt. Die meiste kam aus USA und 
Australien sowie den Ländern der ehe-
maligen Sowjetunion wie Russland, 
Kasachstan und dem Donezbecken in 
der Ukraine, deren Bergwerke oft nicht 
sicher sind. 

Die meiste Zeit seines Arbeitslebens 
war Georg Baune im Schichtsystem 
beschäftigt. Nicht nur er. Viele aus 
den umliegenden KAB-Vereinen in 
Laggenbeck oder Ibbenbüren waren 
im Pütt. „Mein Großvater und mein 
Vater haben bereits im Pütt gearbei-
tet“, erzählt er mit Stolz. Da war es 
selbstverständlich, dass auch er dort 
arbeitet. Sein Großvater hatte noch 
mit Sprengel und Hammer die Kohle 
aus der Erde geholt. Für Sohn Georg 
Baune war es etwas leichter. „Ich habe 
nur mit dem Kohlehobel gearbeitet, 
es war leichter und man schaffte 
mehr.“ Mit dem Hobel, der in den 
1940er-Jahren in Ibbenbüren maß-
geblich mit entwickelt wurde, erleich-
terte sich die Arbeit der Bergleute. 
Pro Mann und Schicht konnte so die 
Leistung von dreieinhalb Tonnen auf 
über 7,5 Tonnen erhöht werden. Der 
Nordschacht von Mettingen hatte in 
den 80er-Jahren eine Endteufe von 
über 1500 Meter.
Damals, in den 1950er- und 1960er- 
Jahren, waren im Bergwerk Ibbenbü-
ren 8000 Menschen beschäftigt. Eine 
ganze Region lebte vom Bergbau und 
eine ganze Region identifizierte sich 
mit ihm. Auch jene, die nicht im Berg-
werk beschäftigt waren. Nach 500 Jah-
ren Bergbaugeschichte wird die Schlie-
ßung nicht nur die Bergleute treffen, 
sondern viele Zuliefer- und Hand-
werksbetriebe.
So schwingt mit der Zechenschlie-
ßung mehr mit, als nur das Ende des 
Bergbaus. Baune, der in dritter Gene-
ration im Pütt gearbeitet hatte, konnte 
seine eigenen Kinder nicht mehr über-
zeugen, im Bergwerk anzufangen. 
„Dass es zu Ende gehen wird, war ja 
schon lange absehbar. Die Bundesre-
gierung hat es so gewollt!“ Und so ha-
ben sich fast alle mit dem Ende der 
Steinkohle abgefunden, auch wenn 
Wehmut und Nostalgie beim Erzäh-
len über den Bergbau immer wieder 
mitschwingen.

DER TOD FUHR MIT NACH UNTEN

Die Energie wird weiter aus der Steck-
dose kommen, aber nicht aus Stein- 
und demnächst auch nicht mehr aus 
Braunkohle erzeugt. „Wir werden 
schon bald das Null-Energie-Haus ha-
ben“, meint Heinrich Leißenring. Der 
72-Jährige trägt zwar die Knappen-
Uniform, die sonst in der Sakristei von 
St. Agatha hängt, doch Leißenring ist 
der einzige in der Runde, der nicht ir-
gendwie im Steinkohlebergbau be-
schäftigt war. Die anderen hören ihm 
stumm zu.

Der Abschied des Bergbaus in Ibben-
büren hat nicht nur mit Strom und 
Arbeitsplätzen zu tun. Es ist die Ge-
meinschaft, die Solidarität, die sich 
mit der Arbeit unter Tage entwickel-
te, die brökelt. Jeder musste sich auf 
den anderen verlassen können, erzäh-
len die KAB-Kohlekumpel. Tausend 
Meter unter der Erdoberfläche gab es 
andere Regeln, oft auch andere Na-
men. „Jeder hat so seinen Spitz
namen. Den kannten nur die Berg-
leute“, erzählt Werner Tenberg. Es 
waren Spitznamen wie „der Herr-
gott“. Über Tage sprach man die Na-
men nicht aus oder nur unter den 
Kumpels. „Manche kannten sich nur 
unter dem jeweiligen Spitznamen“, 
erzählt Tenberg. 
Der Arbeitsplatz unter Tage war nicht 
wie jeder andere. Der Tod fuhr immer 
mit dem Förderkorb hinunter. Die 
Angst vor Kohlendioxyd, Feuer oder 
Schlagwetter- oder Kohlenstaubexplo-
sionen, die viele hundert Todesopfer in 
deutschen Bergwerken forderten, war 
ein ständiger Begleiter am Arbeits-
platz. So kostete ein Gasausbruch in 
Ibbenbüren im August 1981 acht 
Bergleuten in 1300 Meter Teufe das 
Leben. Das letzte große Grubenun-
glück ereignete sich im Borkener 
Braunkohlerevier in Hessen. In der 
Grube Stolzenbach starben im Juni 
1988 aufgrund einer  Kohlenstaubex-
plosion 51 Kumpels. So hat auch der 
mögliche Tod die Bergleute zusam-
mengeschweißt. Ob dieser Zusam-
menhalt auch nach dem Tod des deut-

schen Steinkohlebergbaus bestehen 
bleibt, ist fraglich. Die KAB-Kumpel 
in Mettingen treibt nun die Sorge, dass 
die traditionelle Barbara-Messe keine 
Zukunft hat, nachdem die Unterstüt-
zung durch die RAG-Stiftung ihren 
Ausstieg verkündet hat. Damit das 
Barbara-Fest weiterhin Bestand hat, 
will der KAB-Bezirksverband helfen. 
„Mit dem Rückzug der RAG ist auch 
ein Rückzug aus der Finanzierung ver-
bunden, dieses werden wir dann mit 
Hilfe von lokalen Sponsoren versuchen 
aufzufangen“, erklärt KAB-Regional-
sekratär Joseph Mersch. In diesem Jahr 
wird am zweiten Advent in der Met-
tinger Pfarrkirche pünktlich der Bar-
bara-Gottesdienst um 10.15 Uhr be-
ginnen.

KAB: Kohleabschied ist Aufbruch in die Zukunft
„Glück auf!“, die Zukunft ruft. 
Gleich drei KAB-Diözesanverbände 
nutzten das Ende des Steinkohle-
Bergbaus, um in Bottrop mit einem 
Fest und einem Gottesdienst unter 
dem Motto „Glück auf Zukunft“ 
wurde an die Integrationsleistung 
des Bergbaus erinnert und sich gegen 
Ausländerfeindlichkeit ausgespro­
chen.

Die Integrationsleistung des Bergbaus 
im Ruhrgebiet unterstrichen Landes- 
und Kommunalpolitiker auf der 
gemeinsamen KAB-Veranstaltung 
„Glück auf Zukunft“ auf der Halde 
Prosper Haniel in Bottrop. „Die Soli-
darität der Kumpel und ihre Kämpfe 
für menschenwürdige Arbeitsbedin-
gungen haben den Sozialstaat 
Deutschland geprägt, erklärte NRW-
Arbeitsminister Karl-Josef Laumann.

Zu dem Fest mit der anschließenden 
Messe auf der Halde Haniel in Bottrop 
hatten die drei KAB-Diözesanverbän-
de Essen, Münster und Köln eingela-
den. Mehrere Frauen und Männer aus 
den Vereinen und Diözesen waren mit 
Bussen, Bahn und Pkw aus dem ge-
samten Ruhrgebiet angereist, um das 
Ende des Bergbaus zu begehen und 
einen Neuanfang für die Zukunft zu 
starten.

VORBILD: DIE SOLIDARITÄT  
DER KNAPPENVEREINE

Die Gemeinschaft und Solidarität 
der Bergleute wurde auch von den 
Knappenvereinen und den KAB-
Vereinen geprägt. Die KAB im 
Ruhrgebiet war mit ihrer Arbeit 
wegweisend und hat sich in Politik 
und Gesellschaft für ein gutes Leben 

Aufstieg der KABler zum Gottesdienst auf der Halde Prosper Haniel.� Foto: Rabbe

der Arbeiter eingesetzt, erinnerte 
Maria Etl, Bundesvorsitzende der 
KAB, in ihrer Grußrede. „Die KAB 

hat erkannt, dass der christliche 
Glaube sich nicht auf Kirche und Sa-
kristei beschränken darf!“ Bottrops 

Für viele Kohle-Kumpel beginnt jetzt 
die letzte Fahrt unter Tage.

Heinrich Leißenring, Franz-Josef Farwig und Georg Baune präsentieren die 
alte KAB-Fahne von 1902, die die Nazis gerne zerstört hätten.�

Oberbürgermeister Bernd Tischler 
und sein Oberhausener Kollege Da-
niel Schranz sowie KAB-Diözesan-
vorsitzende Brigitte Lehmann be-
tonten, dass die Gemeinschaft der 
Bergleute dafür gesorgt habe, dass 
Migranten aus Polen, Türkei, Spani-
en, Italien und vielen anderen Län-
dern zu Kumpel wurden und integ-
riert wurden. Sie mahnten, dass die-
ses Beispiel heute mehr den je Vor-
bild sein müsse, damit Rassismus 
und Fremdenfeindlichkeit keine 
Chance in Deutschland bekommen. 
„Wir müssen uns einmischen in die oft 
unerträglichen Zustände der Welt“, 
forderte Weihbischof Ludger Schepers 
die Teilnehmer der Bergmesse auf. So-
zialverbände wie die KAB Deutsch-
lands sind wichtig, da sie „Stimme sind 
für jene, die oft in unserer Gesellschaft 
keine Stimme haben“. 

KAB & GESELLSCHAFT
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Wenn Wohnen Ware wird
Immer mehr Menschen zieht es in 
die Städte. Wohnraum wird knapp, 
Wohnungen immer teurer. Für Fa-
milien sind Städte wie München, 
Hamburg oder Düsseldorf nicht 
mehr bezahlbar. Versuche, per Miet-
preisbremse dem Wucher Einhalt zu 
gebieten, scheitern. Warum? Sicherlich 
haben die Regierungen der 
letzten Jahrzehnte den sozia-
len Wohnungsbau drastisch 
zurückgefahren und die 
Aufhebung der Preis- und 
Belegungsbindung nach 
wenigen Jahren machen 
jede Entspannung auf 
dem Wohnungsmarkt 
wirkungslos. Allein in 
Berlin werden in diesem 
Jahr Tausende von 
Wohnungen an den freien Woh-
nungsmarkt übergeben. Jahr für Jahr. 
Was dies bedeutet, beschreibt die 
Journalistin Utta Seidenspinner an-
schaulich und kenntnisreich. Deut-
sche Wohnungen werden zum Spiel-
ball globaler Investoren, nicht selten 
von Briefkastenfirmen in Steuerpara-
diesen. Wohnen ist längst zur Ware 
geworden, mit dem sich gute Ge-
schäfte machen lassen. Dabei geht es 
nicht um Vermieter, die Mieter in ihr 

oder ihre Häuser aufnehmen. Es geht 
um versteckte Milliarden-Transaktio-
nen, die komplett am Finanzamt vor-
beigehen. Seidenspinner entdeckt ein 
Geldwäschesystem namens „Russi-
scher Waschsalon“, die italienische 
„Ndrangheta“ in Thüringen und trifft 
auf ägyptische Makler, die Berliner 

Wohnungen in Shopping-Malls 
in Dubai verkaufen. 
Leidtragende sind die 
Mieter, die in ehemals 
kommunalen Wohn-

siedlungen in ständiger 
Angst vor der nächsten 
Mieterhöhung leben. Dort 
lag der Beginn des heuti-
gen Immobilienfiebers, der 
Urknall, ausgelöst ausge-
rechnet durch ein Steuer

gesetz der rot-grünen Bun-
desregierung. Der Staat zog sich als 
Moderator zurück und überließ allein 
Kapitalanlegern und Aktienmärkten 
das Feld, wo die Logik von Rendite 
und Gewinn herrscht. Wer den Woh-
nungsmarkt regulieren will, muss die 
Wirtschaft regulieren.
Wohnwahnsinn – Warum Mieten 
immer teurer und Eigentum unbe­
zahlbar wird. Utta Seidenspinner, 
Berlin-Verlag 2018, 18 Euro

Von wegen alte Schachtel
Für Karl Marx setzte sich der Wert 
einer Ware aus drei Variablen zusam-
men. Dem konstanten Kapital wie 
Maschinen, Rohstoffe, die proportio-
nal in den Wert der Ware einfließen, 
plus dem variablen Kapital, die Lohn-
summe der Arbeitskraft. Zu-
letzt der Mehrwert, also der 
Überschuss, der über den 
Lohn, den die Arbeiter für 
ihren zeitlichen Einsatz ih-
rer Arbeitskraft erhalten, 
hinausgeht. Der Tausch-
wert, der Preis, wird da-
gegen von Angebot und 
Nachfrage bestimmt. 
Die Soziologen Luc 
Boltanski und Arnaud 
Esquerre gehen in ihrer Un-
tersuchung der Ware einer aktuellen 
Bereicherungsökonomie nach, die die 
Reichen immer reicher macht. Kunst, 
Luxusgüter und Immobilien verlieren 
nicht wie industrielle Warenprodukte 
an Wert. Sie steigen im Wert. Dage-
gen fällt der Wert eines normalen 
Neuwagens schon beim Bezahlen, 

genauso der Kühlschrank oder die 
Waschmaschine. Die Ware Kunst, 
die Immobilie wird zur Kapitalanlage 
und Spekulationsobjekt. Die Wert-
steigerung liegt in der Nachfrage, die 
der Markt selber schafft oder durch 
Narrative erzeugt wird. Die Autoren 

sprechen von einem 
Wirtschaftszweig der 
eine umfassende Kultu-

ralisierung des Konsums 
vorantreibt. Konsumkritik 
und Konsumsteigerung 
bedingen sich. Besonders 
die „globale Konsumelite“ 
habe großen Bedarf an in-
dividuellen und authenti-
schen Waren. Sie verachtet 

gesichtslose Wegwerfgüter. 
Es muss ,handmade‘ sein. Es 

bildet sich eine eigene Konsumklasse, 
die Waren kauft, die sich jeder Ver-
marktungsstrategie entziehen.
Bereicherung – Eine Kritik der 
Ware, Luc Boltanski/Arnaud Es­
querre, Suhrkamp-Verlag, Berlin 
2018, 780 Seiten, 43 Euro

Vorsorgelücke beim Zahnersatz schließen
Bereits 1970 wurde der Gruppen
versicherungsvertrag zwischen dem 
Gemeinnützigen Sozialwerk der 
KAB e. V. und ERGO geschlossen. 
Seitdem haben viele Mitglieder die 
Vorzüge dieses Gruppenversiche-
rungsvertrags genutzt. Inzwischen 
wurde die Verbandsvorsorge in Zu-
sammenarbeit mit unserem Partner, 
der ERGO Versicherungsgruppe, um 
viele Extras und zusätzliche Ange
bote erweitert und den Bedürfnissen 
der Mitglieder angepasst. Für die 
Leser/-innen der KAB-Impuls er-
klärt Dr. Alexander Eifrig, Bereichs-
direktor Verbandsmanagement der 
ERGO Beratung und Vertrieb AG in 
Hamburg, das neue Angebot für 
KAB-Mitglieder.

KAB-IMPULS: Herr Dr. Eifrig, 
welche Vorteile bringt der Gruppen­
versicherungsvertrag für ein KAB-
Mitglied?
Dr. Alexander Eifrig: Die gesetzlich 
festgeschriebenen Leistungen reichen 
oft bei Weitem nicht aus, die finanzi-
ellen Belastungen in einem Notfall 
aufzufangen. Im Rahmen der Koope-
ration bieten wir den KAB-Mitglie-
dern exklusive Produkte an. Ange-
fangen bei der Sterbegeld-Vorsorge 
über die Unfall-Vorsorge mit Notfall-
Hilfe, die Pflegerenten-Risikoversi-
cherung bis hin zur Rechtsschutzver-
sicherung. ERGO hat mit diesen 
Produkten individuelle Lösungen für 
eine nachhaltige Absicherung ent
wickelt.

IMPULS: Jetzt wird das Angebot an 
die Mitglieder um eine Zahnzusatz­
versicherung erweitert. Was leistet 
die Zusatzversicherung?
Dr. Alexander Eifrig: Mit dem Tarif 
KombiMed Zahn KDT verdoppelt sich 
der Festzuschuss der gesetzlichen Kran-
kenkasse auf bis zu hundert Prozent des 
erstattungsfähigen Rechnungsbetrags. 
So senkt sich der Eigenanteil im Ideal-

fall bis auf Null Euro. Die Tarifleistung 
gilt für Zahnkronen und Zahnersatz 
wie Brücken, Prothesen und implantat-
getragenen Zahnersatz, der Reparatur 
von Zahnersatz und für Material- und 
Laborkosten. Im Bereich der Zahnzu-
satzversicherungen gehört die zur 
ERGO Versicherungsgruppe gehören-
de DKV, Deutsche Krankenversiche-
rung AG, zu den führenden Anbietern. 
Die DKV ist eine 100%ige Tochterge-
sellschaft der ERGO Group AG.

IMPULS: … welche Varianten gibt 
es eigentlich beim Zahnersatz?
Dr. Alexander Eifrig: Es gibt drei Va-
rianten des künstlichen Zahnersatzes: 
erstens der Festsitzende, der vom Pa
tienten selbst nicht entfernt werden 
kann. Dazu gehören (Teil-)Kronen, 
Brücken oder Implantate. Zweitens 
gibt es herausnehmbaren Zahnersatz in 
Form von Teil- oder Vollprothesen. 
Diese Lösung ist notwendig, wenn 
Kronen oder Brücken nicht mehr ver-
ankerbar sind. Und es gibt drittens die 
Kombination aus festen und heraus-
nehmbaren Bestandteilen, zum Bei-
spiel, wenn eine Teilprothese auf einem 
Verankerungselement befestigt wird.

IMPULS: Die gesetzlichen Kranken-
kassen zahlen sogenannte „befundbezo-
gene Festzuschüsse“ zum Zahnersatz … 
Dr. Alexander Eifrig: … ja, das ist 
richtig. Sie übernehmen die einfachen 
und günstigen Methoden und Materi-
alien. Eine Zusatzversicherung er-
bringt weitere wichtige Leistungen, 
auf die ich bereits hingewiesen habe. 
Wir freuen uns, den KAB-Mitgliedern 
dieses Angebot machen zu können!

IMPULS: Herr Dr. Eifrig, ich danke 
Ihnen für diese Informationen. 

Anfang November haben KAB-Mit-
glieder ein Anschreiben zu diesem 
Thema vom Bundesvorstand erhalten. 
Die DKV informiert darin ausführ-
lich  über die Zahnzusatzversicherung 
(Tarif KDT). 

Dr. Alexander Eifrig � Foto: Ergo
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Fahrverbot in Berlin, extreme Hurrikans mit Überschwemmungen und Toten 
in USA, zig Tausend Tote jährlich durch Feinstaub und Stickstoffdioxid und 
eine scheinbar unaufhaltsame Erderwärmung gepaart mit einer deutschen 
Europa-Politik, die Grenzwerte bei Schadstoffen der Autoindustrie tauglich 
hoch hält. Dass es ein anderes Wirtschaften geben muss und kann, haben die 
beiden Nobelpreisträger William Nordhaus und Paul Romer und das Müns­
teraner Verwaltungsgericht mit seinem Rodungsstopp in Hambach belegt.

INTERVIEW MIT DEM PRÄSIDENTEN DES CLUB OF ROME DEUTSCHLAND, DEM KLIMAFORSCHER PROF. DR. MOJIB LATIF 

„Die schmutzigen Kraftwerke sofort abschalten“
Um den Klimawandel zu stoppen, muss die Politik die Güter auf die Schiene bringen und die nachhaltige Mobilitätswende einleiten

Im rheinischen Braunkohlerevier verschwinden Dörfer und Wälder.� Foto: Rabbe

Gerhard Endres fragte für KAB-Im-
puls den Kieler Klimaforscher vom 
GEOMAR Helmholtz-Zentrum für 
Ozeanforschung und Präsident des 
Club of Rome Deutschland, Prof. Dr. 
Mojib Latif, ob die Welt noch zu ret-
ten ist.

KAB-IMPULS: Sowohl in den USA 
wie auch in Deutschland wird zum 
Teil der Klimawandel bestritten. 
Warum sind Sie so sicher, dass es den 
Klimawandel gibt?
Prof. Mojib Latif: Wir wissen seit über 
hundert Jahren, dass Treibhausgase in 
der Atmosphäre die Erde erwärmen. 
Die Pole schmelzen, die Meeresspiegel 
steigen, was schon vor Jahrzehnten 
vorhergesagt wurde. Jetzt treten diese 
Schäden ein. Die Auswirkungen des 
Klimawandels sind unübersehbar.

IMPULS: Viele Menschen sagen: 
Klimawandel und Temperatur­
schwankungen gab es schon immer. 
Sind diese Temperaturausschläge 
wirklich etwas Neues?
Latif: Klar gab es immer den Wechsel 
zwischen einer Eiszeit und einer 
Warmzeit. Eine Veränderung von glo-
bal fünf Grad geschah innerhalb von 
10.000 Jahren. Die Geschwindigkeit, 
wie sich jetzt das Klima verändert, ist 

einzigartig. Die Temperatur könnte 
jetzt innerhalb von nur hundert Jahren 
um fünf Grad steigen. Das ist schon 
ein großer Unterschied. Eine derartige 
Klimaänderung wäre für die Mensch-
heit einmalig.

IMPULS: Wie sollen wir mit den 
Leugnern des Klimawandels umge­
hen?
Latif: Wir haben das Problem, dass 
wir in sogenannten „postfaktischen 

Zeiten“ leben. In den sozialen Medien 
kann man jeden Blödsinn verbreiten 
und findet auch noch viele Unterstüt-
zer, die sogenannten Follower. Nie-
mand hat bisher eine Strategie gefun-
den, wie man dagegen vorgehen kann. 
Wichtig ist, dass man immer wieder 
dagegenhält, immer wieder auf die 
Fakten hinweist und nicht von der 
Fake-News-Bewegung überrollt wird.

IMPULS: Was sollte beziehungswei­
se muss die deutsche Politik gegen 
den Klimawandel tun?
Latif: Es sind drei Bereiche: Da ist 
zum Ersten der Energiebereich und 
hier besonders die Braunkohle. Die 
Braunkohle ist für ungefähr zwanzig 
Prozent der deutschen Kohlenstoff
dioxid-Emissionen verantwortlich, da 
könnte man die schmutzigsten Kraft-
werke s o f o r t abschalten. Das würde 
der Energiesicherheit keinen Abbruch 
tun. Zweitens brauchen wir eine Mo-
bilitätswende. Wir müssen die Güter 
auf die Schiene bringen und die Autos 
müssen wieder kleiner werden. Zudem 
solle der öffentliche Nahverkehr 
ausgebaut werden. Und Drittens 
brauchen wir eine Agrarwende. Ein 
geringer Fleischkonsum beispielsweise 
käme der Umwelt und der Gesundheit 
der Bevölkerung zugute. 

IMPULS: In Deutschland hängen 
am Dieselmotor und der Braunkohle 
einige Arbeitsplätze. Nicht ganz we­
nige Menschen haben Angst um ih­
ren Arbeitsplatz. Was sagen Sie die­
sen Menschen?
Latif: Wenn wir nicht schnell umstei-

gen, werden wir beides verlieren: eine 
intakte Umwelt und wir werden Ar-
beitsplätze verlieren. Denn klar ist, die 
Welt ändert sich rasant. Das autonome 
Fahren im Straßenverkehr zum Bei-
spiel wird kommen und die erneuer
baren Energien werden sich schnell 
durchsetzen. Wer jetzt aus welchen 
Gründen auch immer bremst und blo-
ckiert, der wird auch wirtschaftlich das 
Nachsehen haben. 

IMPULS: Sie haben sich als Opti­
misten bezeichnet. Worauf stützen 
Sie Ihre Meinung, dass der Klima­
wandel durch den Menschen ge­
stoppt und in eine andere Richtung 
gedreht werden kann?
Latif: In der Vergangenheit sind im-
mer Dinge geschehen, die man nicht 

vorhergesehen hat. So ist zum Beispiel 
die Entwicklung vom Pferdewagen 
zum Automobil innerhalb von nur 
zehn Jahren geschehen. Ich denke, 
eine Mobilitätswende kann also sehr 
schnell erfolgen. 
Dann ist die deutsche Wiedervereini-
gung ein gutes Beispiel. Wenn die 
Menschen etwas wollen, dann gelingt 
die Veränderung. Dem Mobil- bezie-
hungsweise Smartphone wurde von 
den Telefongesellschaften keine Chan-
ce eingeräumt, doch es hat seinen Sie-
geszug gefeiert. Ähnlich ist es bei den 
erneuerbaren Energien.
Wir sehen heute schon, dass weltweit 
mehr Investitionen in die erneuerbaren 
Energien als in die konventionellen 
Energien fließen. Diese Dynamik 
muss verstärkt werden.

Prof. Mojib Latif im Gespräch mit 
KAB Impuls.� Foto: Gerhard Endres

Lernfach Zivilcourage in der Schule zahlt sich aus
Fremdenfeindlichkeit sind kein rein ostdeutsches Phänomen / Gewerkschaftskampagne „Mach meinen Kumpel nicht an!“ 

Rassismus, Fremdenfeindlichkeit 
oder Antisemitismus sind regional 
unterschiedlich ausgeprägt, aber 
kein rein ostdeutsches Phänomen. 

Immer mehr Landesregierungen ha-
ben in den letzten Jahren Programme 
aufgelegt, die für Toleranz werben. 
Ein großes Modellprojekt auf Bun-
desebene ist im Ressort von Familien-
ministerin Franziska Giffey angesie-
delt. Die Kampagne „Demokratie le-
ben“ setzt vor allem auf Prävention. 
Die Kultusministerkonferenz will ge-
gen rechte Tendenzen an den Schulen 
angehen, die „Demokratiebildung“ 
verstärken und Jugendlichen die 
Werte unserer Gesellschaft vermitteln. 
Auch die Gewerkschaften sind gegen 
Fremdenfeindlichkeit unterwegs. In 
den Betrieben läuft schon seit den 
1980er-Jahren die erfolgreiche Kam-
pagne „Mach’ meinen Kumpel nicht 
an“. Auf der Suche nach Ursachen 

kritisiert der DGB „politische Fehler“, 
vor allem das rigide Sparen im öffent-
lichen Dienst. Es gebe zu wenig Per-
sonal bei Polizei und Justiz und vor 
allem zu wenig engagierte Lehrerin-
nen und Lehrer.

COURAGE AN DEN SCHULEN

Vorbildlich agierte zum Beispiel Simo-
ne Oehme von der Freien Mittelschule 
Weißenberg in der Oberlausitz – einer 
Region, in der bei der Bundestagswahl 
jeder Dritte AfD gewählt hat. Die 
Lehrerin für Deutsch, Russisch und 
Ethik entdeckte im Papierkorb ihrer 
Klasse einen Flyer, auf dem ein Schüler 
„Freie Nazischule“ gekritzelt hatte. Sie 
berichtet von Jugendlichen, die Thor-
Steinar-Klamotten tragen und ihre 
Wochenenden mit Rechtsextremen 
verbringen. Oehme gründete die AG 
Courage, in der sich Jugendliche 
eigenständig mit Diskriminierungs-
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themen beschäftigen. Sie zeigen Filme 
über Fluchtursachen, organisieren 
Theaterworkshops und sprechen Mit-
schüler auf rechte Sprüche an. Die 
Mittelschule Weißenberg darf sich 
mittlerweile „Schule ohne Rassismus – 
Schule mit Courage“ nennen, eine 
Auszeichnung, die ein bundesweites 
Netzwerk verleiht. 
Auch die Polizei produziert immer 
wieder negative Schlagzeilen. Manche 
Beamtinnen und Beamte sympathisie-
ren offen mit Organisationen wie Pe-
gida oder der AfD. Die rechten Ein-
stellungen seien auch auf Frust und 
Überlastung zurückzuführen, glaubt 
Hagen Husgen, Vorsitzender der Ge-
werkschaft der Polizei in Sachsen. Er 
kritisiert, dass in der Vergangenheit 
systematisch Stellen bei den Sicher-
heitsbehörden abgebaut wurden. Für 
in Pension gehende Beamte kamen 
keine neuen Kräfte, ganze Reviere 
wurden geschlossen. 

Demokratie zu vermitteln, sei in allen 
gesellschaftlichen Bereichen wichtig, 
betont Thomas Krüger, der Leiter der 
Bundeszentrale für politische Bildung 
(BpB). Er warnt jedoch vor dem Irr-
glauben, „mit schnellen Maßnahmen 
Abhilfe schaffen“ zu können. Politi-
sche Bildung sei „kein Ad-hoc-Instru-
ment zur Krisenbekämpfung“. Gerade 
in den Lehrplänen der ostdeutschen 
Länder war das Diskutieren kontro-
verser Themen lange verpönt – eine 
Folge der Erfahrungen mit einseitiger 
Indoktrination zu DDR-Zeiten. Viele 
Schulen sind naturwissenschaftlich 
ausgerichtet, Fächer wie Geschichte 
oder Sozialkunde kommen zu kurz. 
Wilfried Schubarth, Professor für Päd-
agogik an der Universität Paderborn, 
wünscht sich eine stärkere Behandlung 
gesellschaftlicher Schlüsselfragen wie 
Gerechtigkeit oder Minderheitenrech-
te. Die Lehrerfortbildungen zu The-
men wie Gewalt, Mobbing und 

Rechtsextremismus müssten intensi-
viert werden. Denn Demokratiebil-
dung braucht Zeit: Wenn es einen ras-
sistischen Übergriff auf dem Schulhof 
gibt, müssen im Unterricht für die 
Aufarbeitung Freiräume vorhanden 
sein. Politische Erziehung funktioniere 
nur „kontinuierlich“, weiß BpB-Leiter 
Krüger. Die Bundeszentrale hat des-
halb ihre Präsenz in den sozialen Netz-
werken ausgebaut. Auch beim Thema 
Vergangenheitsbewältigung und Anti-
semitismus hofft Krüger auf das Netz. 
Nur eine klar positionierte Werte-
debatte und dauerhafte politische Auf-
klärung könnten den gesellschaftlichen 
Rechtsruck stoppen.

Thomas Gesterkamp
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Mit Plastik gegen Armut
Längst ist es über die Weltmeere in unserer Nah-
rungskette angekommen: Plastik. Wir müssen zuerst 
den Zulauf zum Meer verhindern, meint der Umwelt-
aktivist David Katz. Er will nicht zuerst die Ozeane 
reinigen, sondern die Zufuhr des Plastiks stoppen. 
Und zwar mit einer Plastik-Bank. Die Bank hat sich 
eine weltweite Ladenkette zum Ziel gesetzt, wo alles, 
von Schulgeld bis hin zu Brennstoff und mehr, im 
Tausch gegen Plastikmüll verfügbar ist. „Wir produ-
zieren 300 Millionen Tonnen Plastik jedes Jahr, an 
dieser Quelle müssen wir ansetzen“, so der Plastik-
Banker Katz. Achtzig Prozent des Ozeanplastiks 
kommen aus Armutsregionen. Gesammelt, sortiert 
und geschreddert wird es Firmen verkauft, die „sozia-
les Plastik“ in ihren Produkten verwenden. Pro Kilo 
Plastik gibt es auf Haiti 50 Cent in den Sozialläden, 
die an Gemeindezentren erinnern. Weder wird Plastik 
noch Armut verhindert; Letzteres aber vermindert. 

Kampf fürs Wahlrecht
Die Mutter war Wäscherin, der Vater Metzger, den-
noch wurde Marie Olympe de Gouges, die vor 270 
Jahren im französischen Montabaun geboren wurde, 
die erste Kämpferin für das Wahlrecht der Frauen, das 
vor hundert Jahren auch in Deutschland eingeführt 
wurde. De Gouges war mehr als eine Frauenrechtle-
rin; sie war Revolutionärin und nicht zuletzt Schrift-
stellerin. Ihr erstes Buch schrieb sie über die Ausbeu-
tung der Sklaven in den Kolonien, was ihr einen Auf-
enthalt in der Bastille einbrachte. In der Revolution 
kämpfte sie für Menschenrechte. 1791 verfasste sie die 
Erklärung der Rechte der Frau und Bürgerin. So wie 
die Frau das Recht habe, ein Schafott zu besteigen, 
habe sie auch das Recht ans Rednerpult zu gehen“, 
forderte de Gouges. Den unbequemen Ruf nach Ega-
lité legten die Jakobiner anders aus. Im November 
1793 wurde sie auf dem Place de la Concorde unter 
der Guillontine hingerichtet.  

Im Normalfall gefährlich
Es war der 200 Meter hohe Abluftkamin, der Hans 
Schuierer vor 30 Jahren stutzig machte. Als der dama-
lige Landrat fragte, warum die Wiederaufbereitungs-
anlage einen so hohen Schornstein benötigte, schock-
te ihn die Antwort: „Damit die radioaktiven Schad-
stoffe sich möglichst breit verteilen!“ Seitdem wusste 
der SPD-Politiker, dass der Normalfall der Ernstfall 
ist. Er stellte sich auf die Seite der Bürger und wurde 
zum entschiedenen Gegner der WWA Wackersdorf, 
auch gegen die Bürgermeister, die auf Gewerbesteuern 
hofften. Ein weiterer Gegner war Bayerns Minister-
präsident Strauß, der mit einer „Lex Schuierer“ über 
die Verwaltung eine Baugenehmigung erwirkte. Der 
Widerstand aus dem gesamten Bundesgebiet ließ den 
Energiekonzern VEBA umdisponieren. „Es war ein 
einziges Lügenpaket von Anfang bis Ende“, meint 
Schuierer, der bei der jetzigen Verfilmung der damali-
gen Vorkommnisse Pate stand.

David Katz: 
Verhindern 
von Plastik-
müll ist die 
Chance der 
Menschheit

Marie Olympe 
de Gouges: 
Die Frau wird 
frei geboren 
und bleibt 
dem Manne 
gleich in allen 
Rechten

Hans Schuierer: 
Allein  
hätten die 
Oberpfälzer 
den Kampf 
nicht gewon-
nen

Guter Schein der Winterzeit
Auch wenn die dunkle Jahreszeit noch so 
bitterkalt erscheint, weckt sie in uns die 
Sehnsucht nach Geborgenheit, Wärme 
und romantischem Licht. Besonders das 
Erzgebirge, wie hier die verschneite, nach 
Plänen der Dresdner Frauenkirche erbau-
te, Ortskirche aus dem Jahre 1779 in dem 
„Spielzeugort“ Seiffen, ist für viele Men-
schen zum Sinnbild der Weihnachtszeit 
geworden. An die einstige Erzbergbau
region in Sachsen erinnern noch im Ad-
vent die berühmten Bergparaden. Die Re-
gion selbst hat sich in „Weihnachtsland“ 
umbenannt, wo geschnitzte Pyramiden, 
Nussknacker, Krippenfiguren und Engel 
aus Holz, sogenannte traditionelle erz
gebirgische Volkskunsterzeugnisse, welt-
weit auf Abnehmer warten. 
Trotz oder gar wegen der kalten Jahres-
zeit ist das Herz und der Geldbeutel in 
dieser Zeit besonders offen. So rechnet 
der Einzelhandelsverband in diesem Jahr 
mit einem Rekordumsatz von über 100 
Milliarden Euro in der Weihnachtszeit. 
Lieblingsgeschenk zu Weihnachten ist der 
Geschenk-Gutschein.

In unserer Zeit
herrscht ein schrecklicher Aberglaube,

er besteht darin, 
dass wir begeistert jede Erfindung aufgreifen, 

welche die Arbeit erleichtert, 
und glauben, sie unbedingt nutzen zu müssen, 

ohne uns die Frage vorzulegen, 
ob diese die Arbeit erleichternde Erfindung 

unser Glück vermehrt oder 
vielleicht Schönheit zerstört.

Leo Tolstoi (1828-1910), russischer Dichter

Erscheinungstermine 2019 
(Bitte ausschneiden und aufbewahren)

Ausgabe
Anzeigen- und  
Redaktionsschluss

Letzter  
Versandtag

Erscheinungs- 
datum

1/2019 22. Januar 2019 21. Februar 2019 25. Februar 2019

2/2019 23. April 2019 23. Mai 2019 27. Mai 2019

3/2019 22. Juli 2019 21. August 2019 26. August 2019

4/2019 21. Oktober 2019 20. Nov. 2019 25 Nov. 2019

Impuls – Das Magazin 
Neu ab Februar 2019

Die Mitgliederzeitschrift der 
KAB Deutschlands wird ab 
dem kommenden Jahr in 
einem neuem Gewand er-
scheinen. Das jetzige Zei-
tungsformat wird durch 
ein handliches Magazin-
format (siehe Entwurf rechts) mit grö-
ßerer Schrift abgelöst werden. Das Maga
zinformat wird die Größe 21 Zentimeter 
(Breite) mal 28 Zentimeter (Höhe) haben. 
Statt der bisherigen sechs Ausgaben mit 
10 Seiten wird es ab Februar 2019 vier Im-
puls-Ausgaben mit jeweis 32 Seiten geben.
Bei Fragen wenden Sie sich bitte an die 
Redaktion IMPULS. Tel.: (02 21) 7 72 21 31
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